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Schulbetrieb ab dem 25. Jänner 2021 

Beilage zum Erlass des BMBWF GZ 2021-0.032.901 

Für den Schulbetrieb ab dem 25. Jänner 2021 gelten die Regelungen der COVID-19-Schulver-

ordnung 2020/21 (C-SchVO 2021/21) novelliert mit BGBl. Nr. 28/2021 vom 22. Jänner 2021, der 

Semesterferienverordnung 2021 (C-SeVO 2021, BGBl. II Nr. 25/2021) sowie des Erlasses BMBWF 

GZ 2021-0.014.088 vom 14. Jänner 2020. 

Sämtliche Ergänzungen gegenüber dem oben zitierten Erlass sind zur besseren Nach-

vollziehbarkeit grau hinterlegt. 

Schülerinnen und Schüler der Primarstufe, der Sekundarstufe I und der Polytechnischen 

Schulen bleiben im ortsungebundenen Unterricht. Die Schulen sind für Betreuung und 

pädagogische Unterstützung offen. Alle Schülerinnen und Schüler, unabhängig vom beruflichen 

Hintergrund ihrer Eltern bzw. Erziehungsberechtigten, können diese Betreuung und 

Unterstützung in Anspruch nehmen. Die im Schulbetrieb gesetzten Maßnahmen sollen zu einer 

Senkung der Infektionszahlen betragen. Deshalb soll das Angebot der Betreuung von den 

Erziehungsberechtigten nur dann in Anspruch genommen werden, wenn dies aus beruflichen 

oder familiären Gründen erforderlich ist.  

Auch die Schülerinnen und Schüler an Sonderschulen befinden sich ab dem 25.01.2021 im 

ortsungebundenen Unterricht. Die Schulleitung (bzw. die Bildungsdirektion) kann jedoch für 

einzelne Gruppen, Klassen oder die gesamte Schule Präsenzunterricht anordnen. Schülerinnen 

und Schülern, die sich aus mit der COVID-19-Pandemie in Zusammenhang stehenden Gründen 

nicht in der Lage sehen, an diesem Unterricht teilzunehmen, kann wie bisher die Erlaubnis zum 

Fernbleiben vom Unterricht erteilt werden. Darüber hinaus können Schülerinnen und Schüler die 

in der Schule angebotene Betreuung in Anspruch nehmen, wenn sie diese benötigen. 

Schülerinnen und Schüler an AHS-Oberstufen, berufsbildenden mittleren und höheren 

Schulen und Berufsschulen bleiben ebenso im ortsungebundenen Unterricht, sollen jedoch 

weiterhin in Gruppen oder Klassen an einzelnen oder – an Schulstandorten mit Internatsbetrieb 
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– mehreren Tagen an die Schulen zurückkehren, damit Leistungsfeststellungen und eine 

entsprechende Vorbereitung darauf erfolgen können. 

In Oberösterreich und der Steiermark beginnen die Semesterferien am 08. Februar 2021, in den 

anderen Bundesländern zum jeweils ursprünglich festgelegten Termin. 

1. Hygiene und Schulorganisation 

1.1. Mund-Nasen-Schutz-Pflicht  

§ 9 Abs.4 & 5, 23 Abs. 2 & 3 & § 35 C-SchVO 2020/21, § 9 Abs. 6 SchPflG, § 45 Abs. 4 SchUG, 3. 
COVID-19-Notmaßnahmenverordnung 

Lehrpersonen und Personen, die in der Schulverwaltung arbeiten, haben FFP2-Masken zu 

tragen. Die FFP2-Masken-Pflicht entfällt, wenn alle sieben Tage das negative Ergebnis eines 

Antigen-Tests oder eines molekularbiologischen Tests auf SARS-CoV-2 vorgewiesen wird. Das 

Ergebnis ist der Schulleitung vorzulegen. Schwangere sind von der FFP2-Masken-Pflicht 

ausgenommen. 

In Schulen ab der Sekundarstufe I haben Schülerinnen und Schüler, die sich im Schulgebäude 

aufhalten, verpflichtet, einen Mund-Nasen-Schutz (MNS) zu tragen.  

In Volks- und Sonderschulen gilt die MNS-Pflicht für Schüler/innen nur außerhalb der Klassen- 

und Gruppenräume. Die Schulbehörde kann jedoch für bis zu zehn Tage anordnen, dass alle 

Personen während des gesamten Tages im gesamten Schulgebäude Mund-Nasen-Schutz zu 

tragen haben, sofern COVID-19-Verdachtsfälle aufgetreten sind. 

Die Schulleitung oder von dieser ermächtigte Lehrpersonen können jedoch auch in Volks- und 

Sonderschulen das Tragen eines Mund-Nasen-Schutzes während der Unterrichtsstunden oder 

von Teilen von diesen anordnen, wenn der Unterricht in klassenübergreifenden Gruppen erfolgt. 

Darüber hinaus kann die Schulbehörde in Bezirken mit hohem Infektionsgeschehen 

vorübergehend das Tragen eines MNS anordnen. 

Ein Mund-Nasen-Schutz muss den Mund und die Nase nicht nur abdecken, sondern auch eng 

anliegen. Das Material hat eine mechanische Barriere zu bilden, um das Verspritzen von 

Tröpfchen beim Sprechen, Husten und Niesen zu vermeiden. Die Verwendung von 

Gesichtsvisieren (sog. „Face Shields“ bzw. „Mini Face Shields“) ist nicht zulässig. 
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Das Tragen eines MNS zählt zu den Pflichten von Schülerinnen und Schülern. Eine Verletzung 

dieser Pflichten löst entsprechende rechtliche Folgewirkungen aus. Jene Schülerinnen und 

Schüler, welchen aufgrund ihrer Behinderung oder Beeinträchtigung das Tragen eines Mund-

Nasen-Schutzes nachgewiesenermaßen nicht zugemutet werden kann, sind von dieser 

Verpflichtung ausgenommen.  

Für jene Schülerinnen und Schüler, die aus sonstigen, mit der COVID-19-Pandemie in 

Zusammenhang stehenden Gründen nicht in der Lage sind, am Unterricht teilzunehmen, besteht 

die Möglichkeit der Erlaubnis zum Fernbleiben vom Unterricht. Vor dem Hintergrund der 

dynamischen Entwicklung der epidemiologischen Situation sowie einer größtmöglichen 

Planungssicherheit für die Schulen ist die Erteilung dieser Erlaubnis zum Fernbleiben im Ausmaß 

von jeweils einer Woche anzustreben. Die Entscheidung darüber trifft die Schulleitung.  

In diesem Fall können Leistungsfeststellungen wie z.B. Schularbeiten oder Tests nicht 

stattfinden. Das Nachholen des Lehrstoffes liegt in der Verantwortung der Schülerinnen und 

Schüler bzw. deren Erziehungsberechtigten. Darüber hinaus sollten Schülerinnen und Schüler 

bzw. Erziehungsberechtigte darüber in Kenntnis gesetzt werden, dass Feststellungsprüfungen 

bzw. Nachtragsprüfungen abzulegen sind, wenn eine sichere Beurteilung nicht möglich ist.  

Für die Lehrperson zählt das Tragen des MNS zu den Dienstpflichten. Wird jedoch durch das 

Tragen eines MNS der Unterricht unmöglich gemacht, kann temporär davon Abstand 

genommen werden. Dies ist beispielsweise dann der Fall, wenn beim Unterricht für gehörlose 

Schülerinnen und Schüler das Lippenlesen bei der Lehrperson durch das Tragen eines MNS nicht 

gewährleistet ist. 

Lehrpersonen und Verwaltungsbediensteten an öffentlichen Schulen, Privatschulen mit 

Öffentlichkeitsrecht mit gesetzlich geregelter Schulartbezeichnung und an Pädagogischen 

Hochschulen eingegliederten Praxisschulen werden bedarfsgerecht FFP-2-Masken zur 

Verfügung gestellt. Die Verteilung der entsprechenden Kontingente erfolgt über die 

Bildungsdirektionen. 

Die Regelungen zum Tragen von MNS gelten mit der Maßgabe, dass keine anderen 

Bestimmungen von Gesundheitsbehörden vorliegen. 
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1.2. Selbsttests 

Zur weiteren Senkung des Infektionsrisikos sollen in Kombination mit den bereits gültigen 

Hygienemaßnahmen regelmäßige, freiwillige und kostenlose Antigen-Selbsttests in einem 

Rhythmus von mindestens einmal pro Woche am Schulstandort angeboten werden. Dazu stellt 

das BMBWF die nötigen Testkits zur Verfügung.  

Im Zusammenhang mit den Selbsttests ist Folgendes zu beachten:  

 Schülerinnen und Schüler an Volks- und Sonderschulen bekommen einzeln verpackte 

Testkits mit nach Hause und führen den Antigen-Selbsttest mit Unterstützung der 

Eltern/Erziehungsberechtigen durch. Informationen zur Durchführung erhalten die 

Eltern/Erziehungsberechtigten über das vom BMBWF erstellte Instruktionsvideo oder den 

Informationsfolder. Beides ist unter www.bmbwf.gv.at/selbsttest abrufbar. Bei positivem 

Testergebnis kontaktieren die Eltern/Erziehungsberechtigten bitte 1450. 

 Für Schülerinnen und Schüler ab der Sekundarstufe I findet idealerweise montags und ggf. 

nochmals mittwochs oder donnerstags die Antigen-Selbsttestung im Klassenverband an der 

Schule statt. Während der Testung soll der Raum gut gelüftet und der Mindestabstand 

zwischen den Testpersonen eingehalten werden. Personen, die gerade nicht den Antigen-

Selbsttest durchführen, müssen einen MNS tragen. Bei positivem Antigen-Testergebnis 

kontaktiert die Schule 1450 und die örtliche Gesundheitsbehörde.1  

 Für Schülerinnen und Schüler im Alter von unter 14 Jahren (Sekundarstufe I) ist eine 

Einverständniserklärung der Eltern/Erziehungsberechtigten, dass ihr Kind den Test in der 

Schule durchführen darf, einzuholen.  

1.3. Konferenzen 

§ 11 C-SchVO 2020/21 

Konferenzen finden ausschließlich im Wege elektronischer Kommunikation statt. 

                                                                 

1 Vorgehen analog zu: COVID 19 Hygiene-, Präventions- und Verfahrensleitlinien für Gesundheits- und 

Bildungsbehörden, Szenario A – Schüler/in mit Symptomen ist in der Schule anwesend 

http://www.bmbwf.gv.at/selbsttest
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1.4. Kooperation mit außerschulischen Personen und Einrichtungen 

Unterrichtsangebote von und Kooperationen mit außerschulischen Personen und Einrichtungen 

sowie der praxisschulmäßige Unterricht von Lehramtsstudierenden an der Schule finden nicht 

statt. Für Lehramtsstudierende muss je Schulstandort ein Distance-Modell entwickelt werden, 

das den Studienfortgang und Praxiserwerb auch ohne Anwesenheit der Studierenden am 

Schulstandort sicherstellt. 

Studierende, die als Lehrpersonen an einer Schule tätig sind, sind davon nicht umfasst. 

Personen, die gesundheitliche, physische oder psychische Unterstützungs- und/oder Betreu-

ungsleistungen am Schulstandort erbringen (z. B. Schulpsychologen/-psychologinnen, 

Schulsozialarbeiter/innen, Pflegepersonal, Sprachhelfer/innen, Schul- oder Standort-

assistenten/-assistentinnen, Trainer/innen an Schulen für Leistungssport), dürfen die Schulen 

weiterhin betreten. 

Auch Schüler/innen und deren Erziehungsberechtigte dürfen zum Zwecke der Schülerein-

schreibung die Schule betreten. Für die Einhaltung der Hygienevorschriften ist Sorge zu tragen. 

Hinsichtlich des Kontakts mit Eltern/Erziehungsberechtigten wird auf § 12 Abs. 1 C-SchV 2020/21 

verwiesen. Derartige Kontakte dürfen nur im Wege der elektronischen Kommunikation 

stattfinden. 

Der Betrieb von Schulbuffets und externes Catering für Schüler/innen sind möglich. 

Schulraumüberlassung an Externe kann erfolgen, sofern sie mit den allgemeinen gesund-

heitspolitischen Vorgaben kompatibel ist. Kontakt zu Schüler/inne/n am Schulstandort ist dabei 

zu vermeiden (§ 4 Abs. 4 C-SchVO 2020/21).  

2. Unterricht 

2.1 Distance-Learning auf der Primarstufe, Sekundarstufe I und an Polytechnischen 

Schulen, Präsenzunterricht an Sonderschulen 

§§ 34 und 38 C-SchVO 2020/21 

An Volksschulen, Mittelschulen, AHS-Unterstufen und Polytechnischen Schulen erfolgt der 

Unterricht in ortsungebundener Form (Distance-Learning). Bei der Vermittlung neuer 

Unterrichtsinhalte ist abzuwägen, welches Ausmaß an neuen Inhalten im Distance-Learning 
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bewältigbar ist. Jene Lerninhalte, die wesentlich für den weiteren Kompetenzaufbau sind, sind 

dabei prioritär zu berücksichtigen.  

Auch Schülerinnen und Schüler an Sonderschulen sind im ortsungebundenen Unterricht. Die 

Schulleitung (oder die Schulbehörde) kann jedoch für einzelne Schulstufen, Klassen, Gruppen 

oder alle Schülerinnen und Schüler der Schule Präsenzunterricht anordnen. Jenen Schülerinnen 

und Schülern, die sich aus mit der COVID-19-Pandemie in Zusammenhang stehenden Gründen 

nicht in der Lage sind, am Unterricht teilzunehmen, kann wie schon zuletzt die Erlaubnis zum 

Fernbleiben vom Unterricht aus wichtigen Gründen erteilt werden. 

Schülerinnen und Schüler, die zur Erfüllung der Arbeitsaufgaben zuhause keinen geeigneten 

Arbeitsplatz haben, über keinen Zugang zu IT-Endgeräten verfügen, die pädagogische 

Unterstützung benötigen oder die zuhause nicht betreut werden können, werden in der 

Schule beaufsichtigt und beim Lernen unterstützt. Das bedeutet auch, dass Schüler/innen 

aufgrund von psychosozialen Problemlagen an die Schule zurückgeholt werden können. Die 

Schulleitung kann dies auch anordnen, wenn sie bei einer Schülerin oder einem Schüler einen 

entsprechenden Bedarf feststellt. 

Der Betreuungsteil ganztägiger Schulformen ist durchzuführen, wenn Schülerinnen und 

Schüler zur ganztägigen Schulform angemeldet sind. 

Zwischen Lehrpersonen und den Erziehungsberechtigten können (virtuelle) Sprechstunden als 

Videokonferenz oder unter Anwendung elektronischer Kommunikation abgewickelt werden, in 

denen die Lehrziele und Unterrichtsinhalte besprochen werden. 

2.2 Unterricht an AHS-Oberstufen, berufsbildenden mittleren und höheren Schulen 

und Berufsschulen 

§ 34 Abs. 3 C-SchVO 2020/21 

Die Schulleitung oder die Schulbehörde kann für die oben angeführten Schulen für einzelne 

Schulstufen, Klassen oder Gruppen Ausnahmen vom ortsungebundenen Unterricht anordnen, 

u.a. um Leistungsfeststellungen (auch zum Zweck der Erhebung des Lernstandes), 

abschließende Prüfungen sowie die Vorbereitungen auf Leistungsfeststellungen und 

abschließende Prüfungen durchzuführen. Von dieser Regelung soll aktiv Gebrauch gemacht 

werden, um jenen Schülerinnen und Schülern, die sich seit Ende Oktober im Distance-Learning 
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befinden, die Möglichkeit eines Präsenzunterrichtes zum Abschluss des ersten Semesters 

einzuräumen. 

Darüber hinaus können Berufsschülerinnen und Berufsschüler am Beginn eines Lehrgangs an die 

Schule geholt werden, wenn dies für den Einstieg in das Berufsschuljahr und den 

ortsungebundenen Unterricht erforderlich ist. Die dafür erforderliche Präsenzphase hat sich auf 

das unbedingt notwendige Ausmaß zu beschränken.  

Im Rahmen von Präsenzphasen ist darauf zu achten, Maßnahmen zur Minimierung des 

Infektionsrisikos strikt einzuhalten (Staffelungen, Ausdünnung, Hygiene). 

Die Zusatzstunden in den Abschlussklassen (siehe BMBWF GZ. 2020-0.805.959) sind 

ausnahmslos als Präsenzunterricht zu halten. Eine Verschiebung bzw. Blockung im Zeitraum ab 

der Wiederaufnahme des Präsenzunterrichts ist dabei möglich. 

Zwischen Lehrpersonen und den Erziehungsberechtigten können (virtuelle) Sprechstunden als 

Videokonferenz oder unter Anwendung elektronischer Kommunikation abgewickelt werden, in 

denen die Lehrziele und Unterrichtsinhalte besprochen werden. 

2.3 Unterricht in Bewegung und Sport 

Schulen mit sportlichem Schwerpunkt 

Präsenzunterricht hat im Freien zu erfolgen. Ein Abstand von 2 Metern ist einzuhalten. 

Kontaktsportarten sind unzulässig. Das Tragen eines MNS während des Bewegungs- und 

Sportunterrichts ist nicht erforderlich, kann aber bei Bedarf angeordnet werden.  

Schüler/innen in Leistungssportschulen gelten laut Bundessportfördergesetz als 

„Spitzensportler“. Die in der jeweils aktuellen COVID-19-Verordnung des BMSGPK genannten 

Bedingungen für Spitzensportler/innen, Betreuer/innen und Trainer/innen für das Betreten von 

Sportstätten für das Training kommen zur Anwendung. Das Ausgleichs- bzw. Basistraining 

orientiert sich an den Vorgaben für „Bewegung und Sport unter besonderer Berücksichtigung der 

sportlichen Ausbildung“. Die Vorgaben der Sportfachverbände und der Nachwuchs-

kompetenzzentren des BMKOES sind für das Training an Leistungssportschulen einzuhalten. 
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Ausbildungsbetrieb an den Bundessportakademien 

Ausbildungen können weiterhin unter Berücksichtigung der diesbezüglichen Verordnungen 

stattfinden. Der Theorieunterricht hat das Prinzip der „Ausdünnung“ bestmöglich umzusetzen. 

Das Betreten von Sportstätten erfolgt nach Maßgaben wie jenen für Spitzensportler/innen.  

Diese Regelungen gelten mit der Maßgabe, dass es seitens der Gesundheitsbehörden keine 

anderen Bestimmungen gibt. 

2.4 Unterricht in Musik und verwandten Gegenständen 

Für Instrumentalfächer, den Unterrichtsgegenstand Gesang und verwandte Unterrichts-

gegenstände in MS- und AHS-Sonderformen unter besonderer Berücksichtigung der musischen 

Ausbildung gilt:  

 Der Unterricht ist nach Maßgabe organisatorischer Möglichkeiten in größeren Räumen 

(mind. 20 m2) abzuhalten.  

 Zwischen Schüler/in und Lehrkraft wird ein freier, unverstellter Raum, der einen Abstand von 

mindestens ein bis zwei Metern bzw. bei Blasinstrumenten und Gesang drei bis fünf Metern 

ermöglicht, vorgeschrieben. 

 Von Lehrpersonen sowie Schülerinnen und Schülern ist ein eng anliegender MNS zu tragen 

(kein Gesichtsvisier, Lehrpersonen tragen FFP2-Masken, siehe Abschnitt 1.1). Ausgenom-

men davon sind Unterrichtssituationen, in denen das Spielen des Instruments/Ausüben des 

Fachs mit MNS nicht möglich ist. 

 Gruppen- und Ensembleunterricht darf mit max. sechs Personen (inkl. Lehrperson) 

stattfinden. Allenfalls entfallender Unterricht kann zu einem anderen Zeitpunkt des 

Unterrichtsjahres/Beurteilungszeitraumes nachgeholt bzw. geblockt werden, sobald sich die 

„Corona-Ampelsituation“ geändert hat.  

 Klassenübergreifende Gruppen sind soweit wie möglich zu vermeiden.  

2.5 Fachpraktischer Unterricht/Werkunterricht 

Fachpraktischer Unterricht, Labor- und Werkunterricht finden auch im ortsungebundenen 

Unterricht statt. 

Der Unterricht findet in Form von Distance-Learning statt. Es sollen jene Lehrplaninhalte 

gebündelt werden, die für den ortsungebundenen Unterricht geeignet sind (z. B. 
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Sicherheitsunterweisungen, Unterweisungen über Hygienebestimmungen, Arbeitsplanung). 

Darüber hinaus ist es – je nach Fachrichtung bzw. Ausbildungsschwerpunkt oder Lehrberuf – auch 

möglich, praktische Arbeiten zu Hause durchzuführen und in geeigneter Weise zu 

dokumentieren. 

Unterrichtseinheiten, die im ortsungebundenen Unterricht nicht durchgeführt werden können, 

können, wenn zur Leistungsfeststellung unbedingt erforderlich, geblockt und in den gem. § 34 

Abs. 3 C-SchVO 2020/21 möglichen Präsenzphasen abgehalten werden. Dies ist auf absolut 

erforderliches Mindestmaß zu beschränken. Dabei ist darauf zu achten, dass der Unterricht nur 

in Räumlichkeiten stattfindet, in welchen auch das erforderliche Platzangebot vorhanden ist. In 

großen Werkhallen/Sälen ist es auch möglich, dass mehrere Kleingruppen zeitgleich unterrichtet 

werden. Darüber hinaus sind geeignete Präventionsmaßnahmen zu setzen (z. B. Einteilung der 

Werkhalle in Zonen, um Durchmischung zu verhindern). 

2.6 Praxisunterricht an BAfEP und BASOP 

Eine oder auch zwei Praxiswochen (in den höheren Jahrgängen) können zusammenhängend auf 

einen späteren Zeitpunkt im Schuljahr verschoben werden. In diesem Fall wird statt der 

geplanten Praxiswoche (den geplanten Praxiswochen) auf den regulären Stundenplan 

umgestellt. Wenn eine Verschiebung nicht möglich ist, ist ein entsprechender Praxisunterricht als 

Distance-Learning und/oder Präsenzunterricht zu organisieren.  

2.7 Unverbindliche Übungen und Freigegenstände 

§§ 31 Abs. 2 und 37 C-SchVO 

Freigegenstände und Unverbindliche Übungen können im ortsungebundenen Unterricht 

stattfinden, wenn sie 

 zur Vorbereitung, Zulassung oder Ablegung von abschließenden Prüfungen notwendig sind. 

 dem Erwerb von Berufsqualifikationen oder Zertifikaten sowie auf Prüfungen gem. 

Universitätsberechtigungs-VO dienen. 

 zumindest teilweise durch Mittel des Europäischen Sozialfonds finanziert werden. 

 dem Erwerb der im Minderheitenschulgesetz für das Burgenland und im 

Minderheitenschulgesetz für Kärnten genannten Unterrichtssprachen an Schulen, auf 

welche das Minderheitenschulgesetz für das Burgenland oder das Minderheitenschulgesetz 

für Kärnten anzuwenden sind, dienen. 



10 

Unterrichtseinheiten, die im ortsungebundenen Unterricht nicht durchgeführt werden können, 

können nach Wiederaufnahme des Präsenzunterrichts geblockt nachgeholt werden.  

2.8 Schulveranstaltungen und schulbezogene Veranstaltungen 

§§ 24 und § 36 C-SchVO 2020/21 

Schulveranstaltungen und schulbezogene Veranstaltungen dürfen nicht durchgeführt werden. 

Bei der Planung von Schulveranstaltungen für das Sommersemester sind die Stornobedingungen 

zu beachten. Vorsorge für allfällige (kurzfristige) Absagen ist zu treffen. Manche Reise-

veranstalter bzw. Beherbergungsbetriebe bieten günstige bzw. kostenlose Stornomöglichkeiten 

z. T. bis zum Tag der Anreise an. In diesem Fall spricht nichts gegen eine Planung der Veran-

staltung und allfällige Stornierung zum letztmöglichen Zeitpunkt. 

2.9 Internate 

Bei der Festlegung von Präsenzphasen und ortsungebundenem Unterricht sind die Kapazitäten 

von Internaten zu berücksichtigen. 

Bei der Unterbringung im Internat sind die vom BMBWF definierten Hygienebestimmungen 

einzuhalten. Insbesondere muss während des Aufenthalts in Gemeinschaftsräumen und -flächen 

ein Mund-Nasen-Schutz getragen werden. Des Weiteren ist darauf zu achten, dass Begegnungen 

im Internatsalltag und in Gemeinschaftsräumen auf das absolut notwendige Ausmaß reduziert 

werden.  

Diese Regelungen gelten mit der Maßgabe, dass es seitens der Gesundheitsbehörden keine 

anderen Bestimmungen gibt. 

2.10 Psychosoziale Unterstützung 

Schülerinnen und Schüler, die in der Phase des Distance-Learnings psychosoziale Unterstützung, 

benötigen, können schulpsychologische Beratung und, sofern vorhanden, Beratung von Schul-

sozialarbeiterinnen und -arbeitern oder Sozialpädagoginnen und -pädagogen in Anspruch 

nehmen. Erziehungsberechtigte sind über die regionalen Angebote zu informieren. Die 

Erreichbarkeit der Beratungsstellen und die Verfügbarkeit des entsprechenden fachkundigen 

Personals wird seitens der Bildungsdirektionen sichergestellt. 
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Wenn Schülerinnen und Schüler im Distance-Learning wiederholt nicht erreicht werden können, 

sind die im Erlass vom 31. März 2020 zu „Corona-Krise: Kontaktaufnahme mit Schülerinnen und 

Schülern“ (GZ 2020-0.211.463) angeführten Maßnahmen wieder aufzunehmen. Dies bedeutet, 

dass nicht erreichbare Schülerinnen und Schüler zuhause aufgesucht werden. Dabei soll auch auf 

z. B. bei externen Trägerorganisationen beschäftigte Sozialarbeiterinnen und -arbeiter oder 

Jugendcoaches zurückgegriffen werden. 

Wenn die Kontaktaufnahme ergibt, dass die Situation zuhause gravierende Nachteile für den 

Schüler/die Schülerin mit sich bringt und eine entsprechende Empfehlung seitens der 

eingesetzten Unterstützungskräfte vorliegt, sind Ausnahmen vom ortsungebundenen Unterricht 

anzuordnen (vgl. 2. 1 und 2.2). 

3. Semesterferien und Schulnachricht/Semesterzeugnis 

§ 8 & 9 C-SeVO 2021 

Abweichend von den Bestimmungen des Schulzeitgesetzes beginnen in Oberösterreich und der 

Steiermark die Semesterferien am 08. Februar 2021. Fristen, die in Abhängigkeit vom Ende des 

Wintersemesters oder Beginn des Sommersemesters zu berechnen sind (z.B. die Abgabe der 

vorwissenschaftlichen Arbeit), bleiben an den ursprünglichen Termin geknüpft. Das Winter-

semester endet schulrechtlich am Freitag vor Beginn der Semesterferien. Das bedeutet, dass das 

Wintersemester in Oberösterreich und in der Steiermark eine Woche kürzer ist, das 

Sommersemester hingegen eine Woche länger. 

Die Schulnachrichten bzw. Semesterzeugnisse werden den Schülerinnen und Schülern an einem 

der ersten beiden Unterrichtstage des Sommersemesters übergeben. Schülerinnen der 4., 8. und 

9. Schulstufe bzw. deren Erziehungsberechtigte können beantragen, dass sie die Schulnachricht 

bereits vor diesem Zeitpunkt erhalten. In diesem Fall ist die Schulnachricht persönlich und einzeln 

unter Einhaltung der Hygienebestimmungen zu übergeben. 
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4. Prüfungen und Leistungsbeurteilung  

3.1 Leistungsfeststellungen 

§ 7 & 8 Abs. 3 C-SchVO 2020/21 & LBVO, § 9 C-SeVO 2021 

Gemäß C-SchVO 2019/20 § 7 Abs. 1 hat die Lehrperson eine Form der Leistungsbeurteilung zu 

wählen, die eine sichere Beurteilung zulässt. Über die Wahl der Form der Leistungsfeststellung 

und die Grundlagen für die Beurteilung entscheidet die Lehrperson. Die Beurteilungskriterien 

sind den Schülerinnen und Schülern bzw. Erziehungsberechtigten bekannt zu geben. Dies gilt in 

besonderer Weise auch für Phasen des ortsungebundenen Unterrichts. Sollten sich die Kriterien 

aufgrund des ortsungebundenen Unterrichts geändert haben, so ist dies ebenfalls zu 

kommunizieren. 

Vor dem Hintergrund der aktuellen Unterrichtssituation soll dem Wunsch von Schülerinnen und 

Schülern, Prüfungen abzulegen, nach Möglichkeit nachgekommen werden.2 Diese Prüfungen 

können auch im Wege der elektronischen Kommunikation durchgeführt werden.3  

Schularbeiten können an AHS-Oberstufen, berufsbildenden mittleren und höheren Schulen und 

Berufsschulen im Präsenzunterricht stattfinden. Voraussetzung für die Abhaltung von 

Schularbeiten und anderen schriftlichen Leistungsfeststellungen ist eine zeitgerechte und 

intensive Vorbereitung im Unterricht. 

In allen anderen Schularten können in der Phase des ortsungebundenen Unterrichts physische 

Leistungsfeststellungen vor Ort nur dann stattfinden, wenn andernfalls eine Beurteilung des 

Semesters nicht möglich ist.4 

Pro Tag und Woche darf nicht mehr als die Zahl an Schularbeiten stattfinden, die für die jeweilige 

Schulart festgelegt ist.5  

                                                                 

2 Prüfungen gemäß § 5 Abs. 2 LBVO 

3 gemäß § 7 Abs. 1 COVID-SchVO 2020/21 

4 gemäß § 7 Abs. 2 der C-SchVO 

5 Volksschulen, Mittelschulen, Polytechnischen Schulen, AHS: max. eine pro Tag, max. zwei pro Woche; BMHS: 

max. eine pro Tag, max. drei pro Woche; Berufsschule: max. zwei pro Tag, in lehrgangsmäßigen Berufsschulen 

max. drei pro Woche 
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In der Primarstufe und Sekundarstufe I sowie in Polytechnischen Schulen müssen Schularbeiten 

entfallen. 

Für das Wintersemester 2020/21 gilt: 

 In jedem Unterrichtsgegenstand darf max. eine Schularbeit stattfinden. 

 Bei Verschiebung des Termins einer Schularbeit kann der Lehrstoff erneut bekannt gegeben 

werden. Dabei ist darauf zu achten, dass der Umfang der Stoffgebiete angemessen und 

durch die Schüler/innen bewältigbar ist.  

 Schularbeiten, die nicht stattgefunden haben oder von Schüler/innen (z.B. aufgrund von 

Quarantäne) versäumt wurden, sind nicht nachzuholen, sofern dies im betreffenden 

Semester nicht möglich ist und mit den anderen Leistungsfeststellungen eine sichere 

Leistungsbeurteilung möglich ist. Eine Absage von Schularbeiten soll in Abschlussklassen 

nach Möglichkeit vermieden werden. 

 Es ist sicherzustellen, dass Schularbeiten, die durchgeführt wurden und bei denen mehr als 

die Hälfte der Schüler/innen mit „Nicht genügend“ zu beurteilen war, nach Wiederaufnahme 

des Präsenzbetriebs wiederholt werden. 

Andere schriftliche Leistungsfeststellungen (z.B. Tests) dürfen – nach Abstimmung mit der 

Schulleitung – nur dann durchgeführt werden, wenn durch andere Leistungsfeststellungen (z.B. 

Mitarbeit usw.) keine sichere Beurteilung möglich ist.  

Schülerinnen und Schüler, die zu den Risikogruppen zählen und deshalb im ortsungebundenen 

Unterricht sind, absolvieren Leistungsfeststellungen im Wege der elektronischen 

Kommunikation. 

Wurden im Unterricht vom Schüler/von der Schülerin keine Leistungen erbracht, d.h. keine 

Arbeitsaufträge erfüllt, dann sind die Leistungen mit „Nicht genügend“ zu beurteilen. 

Nach Wiederaufnahme des Präsenzunterrichts kommt der pädagogischen Diagnostik besondere 

Bedeutung zu. „Informationsfeststellungen“ (z.B. Kompetenzchecks) sollen gezielt dafür genutzt 

werden, festzustellen, in welchen Teilgebieten eines Unterrichtsgegenstandes die Lehr-/ 

Lernziele nicht erreicht wurden. Im Fachunterricht und gegebenenfalls im ergänzenden 

Unterricht (Förderunterricht, Ergänzungsunterricht) soll darauf Rücksicht genommen werden. 
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Die Sprachstandfeststellungen für außerordentliche Schüler/innen mit MIKA-D sollen bis zum 

Ende des Semesters abgeschlossen werden.6 Für die Bundesländer Oberösterreich und die 

Steiermark endet die Frist wie bisher am 12. Februar 2021. Auf geeignete Vorkehrungen bzw. 

Hygienemaßnahmen ist zu achten. 

3.2 Abschließende Prüfungen (Reife- bzw. Reife- und Diplomprüfung, Abschluss-

prüfungen) 

VO über Vorbereitung und Durchführung abschließender Prüfungen für das Schuljahr 2019/20 & § 9 

C-SeVO 2021 

 Die abschließenden Prüfungen im Wintertermin 2020/21 finden zu den Bedingungen des 

Haupttermins 2020 unter Einhaltung der Hygienebestimmungen statt. Schüler/innen legen 

die Prüfung unter Einhaltung eines 2-Meter-Abstandes sowie mit Mund-Nasen-Schutz ab. 

 Konkret bedeutet dies: 

o Es finden maximal drei schriftliche Klausurarbeiten statt. Externist/inn/en können bis zu 

vier schriftliche Klausurarbeiten absolvieren. 

o Präsentationen und Diskussionen von abschließenden Arbeiten finden nur auf Antrag 

bei drohenden negativen Beurteilungen statt. 

o Mündliche Teilprüfungen finden nur auf Wunsch der Kandidat/inn/en statt. 

o Die Arbeitszeit bei schriftlichen Klausuren wird um eine Stunde verlängert. 

o Die Jahresnote wird bei der Beurteilung der Prüfungsgebiete der abschließenden 

Prüfungen zur Hälfte miteinbezogen. 

 Diese COVID-19-Regelungen gelten 

o für alle Kandidat/inn/en, die erstmals zu abschließenden Prüfungen im Wintertermin 

2020/21 antreten (beispielsweise jene Kandidat/inn/en, die in den beiden Vorterminen 

gerechtfertigt verhindert oder im Haupttermin 2020 nicht zulassungsberechtigt waren). 

o für alle Kandidat/inn/en, die die abschließenden Prüfungen im 1. Nebentermin zum 

Haupttermin 2020 fortsetzen und bereits Prüfungsgebiete nach der COVID-19-

Prüfungsordnung abgelegt haben. 

 Zur Vorbereitung auf die abschließenden Prüfungen im Haupttermin 2020/21 werden 

Zusatzstunden vergeben (vgl. Erlass GZ 2020-0.805.959). 

                                                                 

6 gemäß § 7 Abs. 2 C-SchVO 2020/21 
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 Für die Regelungen im Haupttermin 2020/21 wird auf die Novelle der Verordnung über 

Vorbereitung und Durchführung abschließender Prüfungen für das Schuljahr 2020/21 

(BGBl. II, Nr. 11/2021) verwiesen. Diese Regelungen sind auch auf vorgezogene Teilprüfungen 

bzw. auf Teilprüfungen anzuwenden, die dem Haupttermin 2020/21 zuzurechnen sind. 

 Die Verschiebung der Semesterferien in Oberösterreich und Steiermark hat keine 

Auswirkung auf die Abgabefrist der vorwissenschaftlichen Arbeit in diesen Bundesländern. 

Der letztmögliche Abgabetermin bleibt in diesen Bundesländern bestehen. D.h. die VVWA 

muss bis spätestens 26. Februar 2021 an der Schule in zweifach ausgedruckter Form 

abgegeben und bis 28. Februar 2021 in die VWA-Datenbank hochgeladen werden.  

3.3 Externistenprüfungen 

Externistenprüfungsverordung 

 Externistenprüfungen finden weiterhin statt. 

 Die Durchführung dieser Prüfungen erfolgt zu den dafür vorgesehenen Zeitpunkten unter 

Einhaltung der Hygienebestimmungen. Die Einhaltung eines ausreichenden Sicherheits-

abstands muss gewährleistet sein. 

5. Aufnahmsverfahren 

Aufnahmsverfahrensverordnung 

5.1. Schülereinschreibung 

 Die Schülereinschreibungen finden ab 18. Jänner 2021 zeitlich gestaffelt statt.  

 Die Schulreifefeststellung ist bis spätestens vier Monate vor Ende des Unterrichtsjahres 

abzuschließen. Auch dabei gilt es, die strengen Hygienebestimmungen zu beachten. 

5.2. Aufnahme in eine andere Schulart 

 Die in der Aufnahmsverfahrensverordnung festgelegten Termine bleiben aufrecht. 

 Eignungsprüfungen, die zur Aufnahme in bestimmte Schulen vorgesehen sind (z. B. Schulen 

mit Sport oder musischem Schwerpunkt, BAfEP/BASOP), finden statt. 

 Auf die Einhaltung von Hygienebestimmungen ist besonders zu achten. Zur Vermeidung von 

Menschenansammlungen sind geeignete Maßnahmen zu setzen. 
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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2021 Ausgegeben am 21. Jänner 2021 Teil II 

27. Verordnung: 3. COVID-19-Notmaßnahmenverordnung – 3. COVID-19-NotMV 

27. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und 
Konsumentenschutz, mit der besondere Schutzmaßnahmen zur Verhinderung einer 
Notsituation auf Grund von COVID-19 getroffen werden (3. COVID-19-
Notmaßnahmenverordnung – 3. COVID-19-NotMV) 

Auf Grund der §§ 3 Abs. 1, 4 Abs. 1 und 5 Abs. 1 des COVID-19-Maßnahmengesetzes, BGBl. I 
Nr. 12/2020, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 23/2021, sowie des § 15 des 
Epidemiegesetzes 1950, BGBl. Nr. 186/1950, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 23/2021, wird im Einvernehmen mit dem Hauptausschuss des Nationalrats verordnet: 

Inhaltsverzeichnis 

Paragraf Bezeichnung 
§ 1. Ausgangsregelung 
§ 2. Öffentliche Orte 
§ 3. Massenbeförderungsmittel 
§ 4. Fahrgemeinschaften, Gelegenheitsverkehr, Seil- und Zahnradbahnen 
§ 5. Kundenbereiche 
§ 6. Ort der beruflichen Tätigkeit 
§ 7. Gastgewerbe 
§ 8. Beherbergungsbetriebe 
§ 9. Sportstätten 
§ 10. Alten-, Pflege- und Behindertenheime 
§ 11. Krankenanstalten und Kuranstalten und sonstige Orte, an denen 

Gesundheitsdienstleistungen erbracht werden 
§ 12. Veranstaltungen 
§ 13. Sportveranstaltungen im Spitzensport 
§ 14. Betreten 
§ 15. Ausnahmen 
§ 16. Glaubhaftmachung 
§ 17. Datenverarbeitung 
§ 18. Grundsätze bei der Mitwirkung nach § 6 COVID-19-MG und § 28a EpiG 
§ 19. ArbeitnehmerInnenschutz, Bundesbedienstetenschutz und Mutterschutz 
§ 20. Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen 

Ausgangsregelung 
§ 1. (1) Zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 und zur Verhinderung eines 

Zusammenbruchs der medizinischen Versorgung sind das Verlassen des eigenen privaten Wohnbereichs 
und der Aufenthalt außerhalb des eigenen privaten Wohnbereichs nur zu folgenden Zwecken zulässig: 
 1. Abwendung einer unmittelbaren Gefahr für Leib, Leben und Eigentum, 
 2. Betreuung von und Hilfeleistung für unterstützungsbedürftige Personen sowie Ausübung 

familiärer Rechte und Erfüllung familiärer Pflichten, 
 3. Deckung der notwendigen Grundbedürfnisse des täglichen Lebens, wie insbesondere 
 a) der Kontakt mit 
 aa) dem nicht im gemeinsamen Haushalt lebenden Lebenspartner, 
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 bb) einzelnen engsten Angehörigen (Eltern, Kinder und Geschwister), 
 cc) einzelnen wichtigen Bezugspersonen, mit denen in der Regel mehrmals wöchentlich 

physischer oder nicht physischer Kontakt gepflegt wird, 
 b) die Versorgung mit Grundgütern des täglichen Lebens, 
 c) die Inanspruchnahme von Gesundheitsdienstleistungen oder die Vornahme einer Testung auf 

SARS-CoV-2 
 d) die Deckung eines Wohnbedürfnisses, 
 e) die Befriedigung religiöser Grundbedürfnisse, wie Friedhofsbesuche und individuelle Besuche 

von Orten der Religionsausübung, sowie 
 f) die Versorgung von Tieren, 
 4. berufliche Zwecke und Ausbildungszwecke, sofern dies erforderlich ist, 
 5. Aufenthalt im Freien alleine, mit Personen aus dem gemeinsamen Haushalt oder Personen gemäß 

Z 3 lit. a zur körperlichen und psychischen Erholung, 
 6. zur Wahrnehmung von unaufschiebbaren behördlichen oder gerichtlichen Wegen, einschließlich 

der Teilnahme an öffentlichen Sitzungen der allgemeinen Vertretungskörper und an mündlichen 
Verhandlungen der Gerichte und Verwaltungsbehörden zur Wahrung des Grundsatzes der 
Öffentlichkeit, 

 7. zur Teilnahme an gesetzlich vorgesehenen Wahlen und zum Gebrauch von gesetzlich 
vorgesehenen Instrumenten der direkten Demokratie, 

 8. zum Zweck des zulässigen Betretens von Kundenbereichen von Betriebsstätten gemäß den §§ 5, 
7 und 8 sowie bestimmten Orten gemäß den §§ 9, 10 und 11 sowie Einrichtungen gemäß § 15 
Abs. 1 Z 1, 2 und 4, oder des zulässigen Erwerbs vorbestellter Waren, und 

 9. zur Teilnahme an Veranstaltungen gemäß den §§ 12 und 13. 
(2) Zum eigenen privaten Wohnbereich zählen auch Wohneinheiten in Beherbergungsbetrieben 

sowie in Alten-, Pflege- und Behindertenheimen. 
(3) Kontakte im Sinne von Abs. 1 Z 3 lit. a und Abs. 1 Z 5 dürfen nur stattfinden, wenn daran 

 1. auf der einen Seite Personen aus höchstens einem Haushalt gleichzeitig beteiligt sind und 
 2. auf der anderen Seite nur eine Person beteiligt ist. 

Öffentliche Orte 
§ 2. (1) Beim Betreten öffentlicher Orte im Freien ist gegenüber Personen, die nicht im 

gemeinsamen Haushalt leben, ein Abstand von mindestens zwei Metern einzuhalten. 
(2) Beim Betreten öffentlicher Orte in geschlossenen Räumen ist gegenüber Personen, die nicht im 

gemeinsamen Haushalt leben, ein Abstand von mindestens zwei Metern einzuhalten und eine den Mund- 
und Nasenbereich abdeckende und eng anliegende mechanische Schutzvorrichtung zu tragen. 

Massenbeförderungsmittel 
§ 3. In Massenbeförderungsmitteln und den dazugehörigen U-Bahn-Stationen, Bahnsteigen, 

Haltestellen, Bahnhöfen und Flughäfen zuzüglich deren Verbindungsbauwerken ist gegenüber Personen, 
die nicht im gemeinsamen Haushalt leben, ein Abstand von mindestens zwei Metern einzuhalten und eine 
Atemschutzmaske der Schutzklasse FFP2 (FFP2-Maske) ohne Ausatemventil oder eine äquivalente bzw. 
einem höheren Standard entsprechende Maske zu tragen. Ist auf Grund der Anzahl der Fahrgäste sowie 
beim Ein- und Aussteigen die Einhaltung des Abstands von mindestens zwei Metern nicht möglich, kann 
davon ausnahmsweise abgewichen werden. 

Fahrgemeinschaften, Gelegenheitsverkehr, Seil- und Zahnradbahnen 
§ 4. (1) Die gemeinsame Benützung von Kraftfahrzeugen durch Personen, die nicht im gemeinsamen 

Haushalt leben, ist nur zulässig, wenn in jeder Sitzreihe einschließlich dem Lenker nur zwei Personen 
befördert werden. Gleiches gilt auch für Taxis und taxiähnliche Betriebe sowie an Bord von 
Luftfahrzeugen, welche nicht als Massenbeförderungsmittel gelten. Zusätzlich ist eine Atemschutzmaske 
der Schutzklasse FFP2 (FFP2-Maske) ohne Ausatemventil oder eine äquivalente bzw. einem höheren 
Standard entsprechende Maske zu tragen. 

(2) Bei der Beförderung von Menschen mit Behinderungen, von Schülern und von 
Kindergartenkindern kann für Taxis, taxiähnliche Betriebe und Schülertransporte im Sinne der §§ 30a ff 
des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, BGBl. Nr. 376/1967, von Abs. 1 Satz 1 abgewichen werden, 
wenn dies auf Grund der Anzahl der Fahrgäste erforderlich ist. 

(3) Für die Benützung von Seil- und Zahnradbahnen gilt: 
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 1. § 3 gilt sinngemäß, wobei in geschlossenen oder abdeckbaren Fahrbetriebsmitteln (Gondeln, 
Kabinen, abdeckbaren Sesseln) und in geschlossenen Zugangsbereichen von Seil- und 
Zahnradbahnen eine Atemschutzmaske der Schutzklasse FFP2 (FFP2-Maske) ohne 
Ausatemventil oder eine äquivalente bzw. einem höheren Standard entsprechende Maske zu 
tragen ist. 

 2. In geschlossenen oder abdeckbaren Fahrbetriebsmitteln (Gondeln, Kabinen, abdeckbaren 
Sesseln) dürfen höchstens so viele Personen gleichzeitig befördert werden, dass die Hälfte der 
Beförderungskapazität des Fahrbetriebsmittels nicht überschritten wird. Dies gilt nicht, wenn 
ausschließlich Personen aus demselben Haushalt befördert werden. 

(4) Der Betreiber von Seil- und Zahnradbahnen hat basierend auf einer Risikoanalyse ein dem Stand 
der Wissenschaft entsprechendes COVID-19-Präventionskonzept zur Minimierung des Infektionsrisikos 
auszuarbeiten und umzusetzen. Das COVID-19-Präventionskonzept hat insbesondere zu enthalten: 
 1. spezifische Hygienevorgaben, 
 2. Regelungen zum Verhalten bei Auftreten einer SARS-CoV-2-Infektion, 
 3. Risikoanalyse, 
 4. Regelungen betreffend die Nutzung sanitärer Einrichtungen, 
 5. Regelungen betreffend die Konsumation von Speisen und Getränken, 
 6. Regelungen zur Steuerung der Kundenströme und Regulierung der Anzahl der Kunden, 
 7. Entzerrungsmaßnahmen, wie Absperrungen und Bodenmarkierungen, 
 8. Vorgaben zur Schulung der Mitarbeiter in Bezug auf Hygienemaßnahmen. 
Der Betreiber hat die Einhaltung dieser Bestimmungen durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen. 

Kundenbereiche 
§ 5. (1) Das Betreten und Befahren des Kundenbereichs von 

 1. Betriebsstätten des Handels zum Zweck des Erwerbs von Waren, 
 2. Dienstleistungsunternehmen zur Inanspruchnahme von körpernahen Dienstleistungen, 
 3. Freizeiteinrichtungen zur Inanspruchnahme von Dienstleistungen der Freizeiteinrichtungen oder 
 4. Kultureinrichtungen zur Inanspruchnahme von Dienstleistungen der Kultureinrichtungen 
ist untersagt. Z 1 und 2 gelten nicht zum Zweck zumindest zweiseitig unternehmensbezogener Geschäfte. 
Z 1 und Z 4 im Hinblick auf Kultureinrichtungen nach Abs. 4 Z 7 gelten nicht für die Abholung 
vorbestellter Waren, wobei dabei geschlossene Räume der Betriebsstätte und der Kultureinrichtung nicht 
betreten werden dürfen und gegenüber Personen, die nicht im gemeinsamen Haushalt leben, ein Abstand 
von mindestens zwei Metern einzuhalten ist. 

(2) Als körpernahe Dienstleistung gemäß Abs. 1 Z 2 gelten insbesondere Dienstleistungen der 
Friseure und Perückenmacher (Stylisten), Kosmetiker (Schönheitspfleger), hierbei insbesondere das 
Piercen und Tätowieren, sowie der Masseure und Fußpfleger. 

(3) Als Freizeiteinrichtungen gemäß Abs. 1 Z 3 gelten Betriebe und Einrichtungen, die der 
Unterhaltung, der Belustigung oder der Erholung dienen, wie insbesondere 
 1. Schaustellerbetriebe, Freizeit- und Vergnügungsparks, 
 2. Bäder und Einrichtungen gemäß § 1 Abs. 1 Z 1 bis 7 des Bäderhygienegesetzes (BHygG), BGBl. 

Nr. 254/1976; in Bezug auf Bäder gemäß § 1 Abs. 1 Z 6 BHygG (Bäder an 
Oberflächengewässern) gilt das Verbot gemäß Abs. 1 nicht, wenn in diesen Bädern ein 
Badebetrieb nicht stattfindet, 

 3. Tanzschulen, 
 4. Wettbüros, Automatenbetriebe, Spielhallen und Casinos, 
 5. Schaubergwerke, 
 6. Einrichtungen zur Ausübung der Prostitution, 
 7. Indoorspielplätze, 
 8. Paintballanlagen, 
 9. Museumsbahnen, 
 10. Tierparks, Zoos und botanische Gärten. 

(4) Als Kultureinrichtungen gemäß Abs. 1 Z 4 gelten Einrichtungen, die der kulturellen Erbauung 
und der Teilhabe am kulturellen Leben dienen, wie insbesondere 
 1. Theater, 
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 2. Konzertsäle und -arenen, 
 3. Kinos, 
 4. Varietees, 
 5. Kabaretts, 
 6. Museen, kulturelle Ausstellungshäuser und Kunsthallen, 
 7. Bibliotheken, Büchereien und Archive. 

(5) Abs. 1 erster Satz gilt nicht für 
 1. öffentliche Apotheken, 
 2. Lebensmittelhandel (einschließlich Verkaufsstellen von Lebensmittelproduzenten) und 

bäuerliche Direktvermarkter, 
 3. Drogerien und Drogeriemärkte, 
 4. Verkauf von Medizinprodukten und Sanitärartikeln, Heilbehelfen und Hilfsmitteln, 
 5. Gesundheits- und Pflegedienstleistungen, 
 6. Dienstleistungen für Menschen mit Behinderungen, die von den Ländern im Rahmen der 

Behindertenhilfe-, Sozialhilfe-, Teilhabe- bzw. Chancengleichheitsgesetze erbracht werden, 
 7. veterinärmedizinische Dienstleistungen, 
 8. Verkauf von Tierfutter, 
 9. Verkauf und Wartung von Sicherheits- und Notfallprodukten, das sind insbesondere 

Feuerlöscher, Schutzausrüstung, Leuchtmittel, Brennstoffe, Sicherungen, Salzstreumittel, nicht 
aber Waffen und Waffenzubehör, sofern deren Erwerb nicht zu beruflichen Zwecken aus 
gesetzlichen Gründen zwingend unaufschiebbar erforderlich ist, 

 10. Agrarhandel einschließlich Tierversteigerungen sowie der Gartenbaubetrieb und der 
Landesproduktenhandel mit Saatgut, Futter und Düngemittel, 

 11. Tankstellen und Stromtankstellen sowie Waschanlagen, 
 12. Postdiensteanbieter einschließlich deren Postpartner, soweit diese Postpartner unter die 

Ausnahmen des § 5 Abs. 5 fallen sowie Postgeschäftsstellen iSd § 3 Z 7 PMG, welche von einer 
Gemeinde betrieben werden oder in Gemeinden liegen, in denen die Versorgung durch keine 
andere unter § 5 Abs. 5 fallende Postgeschäftsstelle erfolgen kann, jedoch ausschließlich für die 
Erbringung von Postdienstleistungen und die unter § 5 Abs. 5 erlaubten Tätigkeiten, und 
Anbieter von Telekommunikation, 

 13. Tabakfachgeschäfte und Zeitungskioske und 
 14. KFZ- und Fahrradwerkstätten. 

(6) Das Betreten des Kundenbereichs von Betriebsstätten ist unter folgenden Voraussetzungen und 
Auflagen zulässig: 
 1. Der Kundenbereich der Betriebsstätten gemäß Abs. 5 Z 2 bis 4, 8 bis 10 und 12 bis 14 darf nur in 

der Zeit zwischen 06.00 und 19.00 Uhr betreten werden. Dies gilt nicht für die Warenabgabe aus 
Automaten. Restriktivere Öffnungszeitenregeln aufgrund anderer Rechtsvorschriften bleiben 
unberührt. 

 2. Es dürfen nur Waren angeboten werden, die dem typischen Warensortiment der in Abs. 5 
genannten Betriebsstätten des Handels entsprechen. 

 3. Gegenüber Personen, die nicht im gemeinsamen Haushalt leben, ist ein Abstand von mindestens 
zwei Metern einzuhalten. 

 4. Kunden haben eine Atemschutzmaske der Schutzklasse FFP2 (FFP2-Maske) ohne Ausatemventil 
oder eine äquivalente bzw. einem höheren Standard entsprechende Maske zu tragen. 

 5. Für das Betreten von Arbeitsorten durch den Betreiber gelten die Vorgaben des § 6 Abs. 2 bis 7. 
 6. Der Betreiber hat durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass sich maximal so viele 

Kunden gleichzeitig im Kundenbereich aufhalten, dass pro Kunde mindestens 10 m2 zur 
Verfügung stehen; ist der Kundenbereich kleiner als 10 m2, so darf jeweils nur ein Kunde den 
Kundenbereich der Betriebsstätte betreten. Bei Betriebsstätten ohne Personal ist auf geeignete 
Weise auf diese Voraussetzung hinzuweisen. 

 7. Für baulich verbundene Betriebsstätten (z. B. Einkaufszentren, Markthallen) gilt Z 6 mit der 
Maßgabe, dass die Flächen der Kundenbereiche der Betriebsstätten und des 
Verbindungsbauwerks zusammenzuzählen sind und dass sich sowohl auf der so ermittelten 
Fläche als auch im Kundenbereich der jeweiligen Betriebsstätten maximal so viele Kunden 
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gleichzeitig aufhalten dürfen, dass pro Kunde mindestens 10 m² der so ermittelten Fläche bzw. 
des Kundenbereichs der Betriebsstätte zur Verfügung stehen. 

 8. Das Betreten der Verbindungsbauwerke einschließlich Gang-, Aufzugs-, Stiegen- und sonstiger 
allgemein zugänglicher Bereiche ist für Kunden ausschließlich zum Zweck des Durchgangs zu 
den Kundenbereichen der Betriebsstätten zulässig. 

 9. Dienstleistungen zu Aus- und Fortbildungszwecken dürfen jeweils nur gegenüber einer Person 
oder Personen aus demselben Haushalt erbracht werden. Für Dienstleistungen zu unbedingt 
erforderlichen beruflichen Aus- und Fortbildungszwecken gilt § 12 Abs. 1 Z 9. 

(7) Kann auf Grund der Eigenart der Dienstleistung 
 1. der Mindestabstand von zwei Metern zwischen Kunden und Dienstleister und/oder 
 2. vom Kunden das Tragen einer Atemschutzmaske der Schutzklasse FFP2 (FFP2-Maske) ohne 

Ausatemventil oder einer äquivalenten bzw. einem höheren Standard entsprechenden Maske 
nicht eingehalten werden, 

ist diese nur zulässig, wenn durch sonstige geeignete Schutzmaßnahmen das Infektionsrisiko minimiert 
werden kann. 

(8) Alle zulässigen Dienstleistungen sind tunlichst im elektronischen Wege anzubieten. 
(9) Abs. 6 Z 1 und 3 bis 5 gilt sinngemäß für 

 1. Märkte im Freien und 
 2. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte bei Parteienverkehr. 

(10) Abs. 6 Z 3 bis 5 gilt sinngemäß für geschlossene Räume von Einrichtungen zur 
Religionsausübung. 

Ort der beruflichen Tätigkeit 
§ 6. (1) Beim Betreten von Arbeitsorten ist darauf zu achten, dass die berufliche Tätigkeit 

vorzugsweise außerhalb der Arbeitsstätte erfolgen soll, sofern dies möglich ist und Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer über die Arbeitsverrichtung außerhalb der Arbeitsstätte ein Einvernehmen finden. 

(2) Beim Betreten von Arbeitsorten ist 
 1. zwischen Personen, die nicht im gemeinsamen Haushalt leben, ein Abstand von mindestens zwei 

Metern einzuhalten und 
 2. in geschlossenen Räumen eine den Mund- und Nasenbereich abdeckende und eng anliegende 

mechanische Schutzvorrichtung zu tragen, 
sofern nicht ein physischer Kontakt zu Personen, die nicht im gemeinsamen Haushalt leben, 
ausgeschlossen ist oder das Infektionsrisiko durch sonstige geeignete Schutzmaßnahmen minimiert 
werden kann. Sonstige geeignete Schutzmaßnahmen sind insbesondere technische Schutzmaßnahmen wie 
die Anbringung von Trennwänden oder Plexiglaswänden und, sofern technische Schutzmaßnahmen die 
Arbeitsverrichtung verunmöglichen würden, organisatorische Schutzmaßnahmen wie das Bilden von 
festen Teams. 

(3) Darüber hinaus können zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer strengere Vereinbarungen zum 
Tragen einer den Mund- und Nasenbereich abdeckenden und eng anliegenden mechanischen 
Schutzvorrichtung getroffen werden. 

(4) Zusätzlich zu Abs. 2 dürfen Arbeitsorte durch 
 1. Arbeitnehmer elementarer Bildungseinrichtungen, die im Rahmen der Betreuung und Förderung 

in unmittelbarem Kontakt mit Kindern stehen, 
 2. Lehrer, die in unmittelbarem Kontakt mit Schülern stehen, 
 3. Arbeitnehmer in Bereichen der Lagerlogistik, in denen der Mindestabstand von zwei Metern 

regelmäßig nicht eingehalten werden kann, 
 4. Arbeitnehmer mit unmittelbarem Kundenkontakt, 
 5. Personen, die im Parteienverkehr in Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichten tätig sind, 
nur betreten werden, wenn spätestens alle sieben Tage ein Antigen-Test auf SARS-CoV-2 oder ein 
molekularbiologischer Test auf SARS-CoV-2, durchgeführt wird, dessen Ergebnis negativ ist. Darüber ist 
gegenüber dem Arbeitgeber ein Nachweis vorzuweisen und für die Dauer von sieben Tagen 
bereitzuhalten. Kann dieser Nachweis nicht vorgewiesen werden, ist bei Kundenkontakt, bei Kontakt mit 
Kindern oder Schülern sowie bei Parteienverkehr und den in Z 3 genannten Bereichen eine 
Atemschutzmaske der Schutzklasse FFP2 (FFP2-Maske) ohne Ausatemventil oder eine äquivalente bzw. 
einem höheren Standard entsprechende Maske zu tragen. 
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(5) Das Betreten von Arbeitsorten zum Zweck der Erbringung körpernaher Dienstleistungen ist 
untersagt. Dies gilt nicht für körpernahe Dienstleistungen gemäß § 5 Abs. 1 zweiter Satz und § 5 Abs. 5. 

(6) Abs. 2 bis 6 gilt auch für auswärtige Arbeitsstellen gemäß § 2 Abs. 3 letzter Satz des 
ArbeitnehmerInnenschutzgesetzes (ASchG), BGBl. Nr. 450/1994. 

(7) § 4 Abs. 1 ist auf Fahrzeuge des Arbeitgebers anzuwenden, wenn diese zu beruflichen Zwecken 
verwendet werden. 

Gastgewerbe 
§ 7. (1) Das Betreten und Befahren von Betriebsstätten sämtlicher Betriebsarten der Gastgewerbe 

zum Zweck des Erwerbs von Waren oder der Inanspruchnahme von Dienstleistungen des Gastgewerbes 
ist untersagt. 

(2) Abs. 1 gilt nicht für Gastgewerbebetriebe, die innerhalb folgender Einrichtungen betrieben 
werden: 
 1. Krankenanstalten und Kuranstalten, 
 2. Alten-, Pflege- und Behindertenheimen, 
 3. Einrichtungen zur Betreuung und Unterbringung von Kindern und Jugendlichen einschließlich 

Schulen und Kindergärten, 
 4. Betrieben, 

wenn diese ausschließlich durch die dort betreuten, untergebrachten oder nicht zum bloßen Besuch 
aufhältigen Personen oder durch Betriebsangehörige genutzt werden. 

(3) Abs. 1 gilt nicht für Beherbergungsbetriebe, wenn in der Betriebsstätte Speisen und Getränke 
ausschließlich an Beherbergungsgäste verabreicht bzw. ausgeschenkt werden. Die Verabreichung und 
Konsumation hat tunlichst in der Wohneinheit zu erfolgen. 

(4) Abs. 1 gilt nicht für öffentliche Verkehrsmittel, wenn dort Speisen und Getränke ausschließlich 
an Benutzer des öffentlichen Verkehrsmittels verabreicht bzw. ausgeschenkt werden. 

(5) Hinsichtlich der Ausnahmen gemäß Abs. 2 bis 4 und hinsichtlich Abs. 7 gilt: 
 1. Gegenüber Personen, die nicht im gemeinsamen Haushalt leben, ist ein Abstand von mindestens 

zwei Metern einzuhalten und – ausgenommen während des Verweilens am Verabreichungsplatz 
– eine Atemschutzmaske der Schutzklasse FFP2 (FFP2-Maske) ohne Ausatemventil oder eine 
äquivalente bzw. einem höheren Standard entsprechende Maske zu tragen. 

 2. Der Betreiber hat sicherzustellen, dass die Konsumation von Speisen und Getränken nicht in 
unmittelbarer Nähe der Ausgabestelle erfolgt. 

 3. Speisen und Getränke dürfen in der Betriebsstätte nur im Sitzen an Verabreichungsplätzen 
konsumiert werden. Der Betreiber hat die Verabreichungsplätze so einzurichten, dass zwischen 
den Personengruppen ein Abstand von mindestens zwei Metern besteht. Dies gilt nicht, wenn 
durch geeignete Schutzmaßnahmen zur räumlichen Trennung das Infektionsrisiko minimiert 
werden kann. 

 4. Für den Betreiber und seine Mitarbeiter gilt bei Kundenkontakt § 6 Abs. 4. 
 5. Selbstbedienung ist zulässig, sofern durch besondere hygienische Vorkehrungen das 

Infektionsrisiko minimiert werden kann. 
(6) Hinsichtlich der Ausnahmen gemäß Abs. 2 bis 4 darf der Betreiber das Betreten und das 

Befahren der Betriebsstätte nur im Zeitraum zwischen 06.00 und 19.00 Uhr zulassen. In Betrieben ist das 
Betreten durch Betriebsangehörige im Schichtbetrieb durchgehend zulässig. Restriktivere Sperrstunden 
und Aufsperrstunden aufgrund anderer Rechtsvorschriften bleiben unberührt. 

(7) Abweichend von Abs. 1 ist die Abholung von Speisen und alkoholfreien sowie in handelsüblich 
verschlossenen Gefäßen abgefüllten alkoholischen Getränken zwischen 06.00 und 19.00 Uhr zulässig. 
Die Speisen und Getränke dürfen nicht im Umkreis von 50 Metern um die Betriebsstätte konsumiert 
werden. Bei der Abholung ist gegenüber Personen, die nicht im gemeinsamen Haushalt leben, ein 
Abstand von mindestens zwei Metern einzuhalten sowie eine Atemschutzmaske der Schutzklasse FFP2 
(FFP2-Maske) ohne Ausatemventil oder eine äquivalente bzw. einem höheren Standard entsprechende 
Maske zu tragen. 

(8) Abs. 1 gilt nicht für Lieferservices. § 6 Abs. 4 gilt. 
Beherbergungsbetriebe 

§ 8. (1) Das Betreten von Beherbergungsbetrieben zum Zweck der Inanspruchnahme von 
Dienstleistungen von Beherbergungsbetrieben ist untersagt. 
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(2) Beherbergungsbetriebe sind Unterkunftsstätten, die unter der Leitung oder Aufsicht des 
Unterkunftgebers oder eines von diesem Beauftragten stehen und zur entgeltlichen oder unentgeltlichen 
Unterbringung von Gästen zum vorübergehenden Aufenthalt bestimmt sind. Beaufsichtigte Camping- 
oder Wohnwagenplätze, sofern es sich dabei nicht um Dauerstellplätze handelt, sowie Schutzhütten 
gelten als Beherbergungsbetriebe. 

(3) Abs. 1 gilt nicht für das Betreten eines Beherbergungsbetriebs 
 1. durch Personen, die sich zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Bestimmung bereits in 

Beherbergung befinden, für die im Vorfeld mit dem Unterkunftgeber vereinbarte Dauer der 
Beherbergung, 

 2. zum Zweck der Betreuung von und Hilfeleistung für unterstützungsbedürftige Personen, 
 3. aus unaufschiebbaren beruflichen Gründen, 
 4. zu Ausbildungszwecken gesetzlich anerkannter Einrichtungen, 
 5. zur Stillung eines dringenden Wohnbedürfnisses, 
 6. durch Kurgäste und Begleitpersonen in einer Kuranstalt, die gemäß § 42a des Krankenanstalten- 

und Kuranstaltengesetzes (KAKuG), BGBl. Nr. 1/1957, als Beherbergungsbetrieb mit 
angeschlossenem Ambulatorium gemäß § 2 Abs. 1 Z 5 KAKuG organisiert ist, 

 7. durch Patienten und Begleitpersonen in einer Einrichtung zur Rehabilitation, die als 
Beherbergungsbetrieb mit angeschlossenem Ambulatorium gemäß § 2 Abs. 1 Z 5 KAKuG 
organisiert ist, 

 8. durch Schüler zum Zweck des Schulbesuchs und Studenten zu Studienzwecken (Internate, 
Lehrlingswohnheime und Studentenheime). 

(4) Der Gast hat in allgemein zugänglichen Bereichen gegenüber anderen Personen, die nicht im 
gemeinsamen Haushalt leben oder nicht zur Gästegruppe in der gemeinsamen Wohneinheit gehören, 
einen Abstand von mindestens zwei Metern einzuhalten. Dies gilt nicht, wenn durch geeignete 
Schutzmaßnahmen zur räumlichen Trennung das Infektionsrisiko minimiert werden kann. Beim Betreten 
allgemein zugänglicher Bereiche in geschlossenen Räumen ist eine Atemschutzmaske der Schutzklasse 
FFP2 (FFP2-Maske) ohne Ausatemventil oder eine äquivalente bzw. einem höheren Standard 
entsprechende Maske zu tragen. 

(5) Für den Betreiber und seine Mitarbeiter gilt bei Kundenkontakt § 6 Abs. 4. 
(6) Die Nächtigung in einem Schlaflager oder in Gemeinschaftsschlafräumen ist nur zulässig, wenn 

gegenüber Personen, die nicht im gemeinsamen Haushalt leben, ein Abstand von mindestens zwei Metern 
eingehalten wird oder durch geeignete Schutzmaßnahmen das Infektionsrisiko minimiert werden kann. 

Sportstätten 
§ 9. (1) Das Betreten von Sportstätten gemäß § 3 Z 11 des Bundes-Sportförderungsgesetzes 2017 

(BSFG 2017), BGBl. I Nr. 100/2017, zum Zweck der Ausübung von Sport ist untersagt. 
(2) Ausgenommen vom Verbot des Abs. 1 sind Betretungen von Sportstätten 

 1. durch Spitzensportler gemäß § 3 Z 6 BSFG 2017, auch aus dem Bereich des Behindertensportes, 
oder Sportler, die ihre sportliche Tätigkeit beruflich ausüben und daraus Einkünfte erzielen oder 
bereits an internationalen Wettkämpfen gemäß § 3 Z 5 BSFG 2017 teilgenommen haben, deren 
Betreuer und Trainer sowie Vertreter der Medien. Die Sportler haben zu Betreuern und Trainern 
sowie Vertretern der Medien einen Abstand von mindestens zwei Metern einzuhalten; für 
Betreuer, Trainer und Vertreter der Medien gilt § 6 sinngemäß. 

 2. im Freien durch nicht von Z 1 erfasste Personen. In diesem Fall dürfen die Sportstätten nur zum 
Zweck der Ausübung von Sport, bei dessen sportartspezifischer Ausübung es nicht zu 
Körperkontakt kommt, betreten werden. Geschlossene Räumlichkeiten der Sportstätte dürfen 
dabei nur betreten werden, soweit dies zur Ausübung des Sports im Freiluftbereich erforderlich 
ist. Das Verweilen in der Sportstätte ist mit der Dauer der Sportausübung beschränkt. § 2 und § 5 
Abs. 6 Z 6 gelten sinngemäß. 

(3) Bei der Ausübung von Mannschaftssport oder Sportarten, bei deren sportartspezifischer 
Ausübung es zu Körperkontakt kommt, durch Sportler gemäß Abs. 2 Z 1 ist vom verantwortlichen Arzt 
ein dem Stand der Wissenschaft entsprechendes COVID-19-Präventionskonzept zur Minimierung des 
Infektionsrisikos auszuarbeiten und dessen Einhaltung laufend zu kontrollieren. Vor erstmaliger 
Aufnahme des Trainings- und Wettkampfbetriebes und danach mindestens alle sieben Tage ist durch 
einen molekularbiologischen Test oder einem Antigen-Test nachzuweisen, dass die Sportler SARS-CoV-
2 negativ sind. . Im Fall eines positiven Testergebnisses ist das Betreten von Sportstätten abweichend 
davon dennoch zulässig, wenn 
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 1. jedenfalls mindestens 48 Stunden Symptomfreiheit nach abgelaufener Infektion vorliegt und 
 2. auf Grund der medizinischen Laborbefunde, insbesondere aufgrund des CT-Werts >30, davon 

ausgegangen werden kann, dass keine Ansteckungsgefahr mehr besteht. 
Bei Bekanntwerden einer SARS-CoV-2-Infektion bei einem Sportler, Betreuer oder Trainer sind in den 
folgenden zehn Tagen nach Bekanntwerden der Infektion vor jedem Wettkampf alle Sportler, alle 
Betreuer und Trainer einer molekularbiologischen Testung oder einem Antigen-Test auf das Vorliegen 
von SARS-CoV-2 zu unterziehen. 

(4) Das COVID-19-Präventionskonzept gemäß Abs. 3 hat zumindest Folgendes zu beinhalten: 
 1. Schulung von Sportlern und Betreuern in Hygiene, Verpflichtung zum Führen von 

Aufzeichnungen zum Gesundheitszustand, 
 2. Verhaltensregeln von Sportlern, Betreuern und Trainern außerhalb der Trainings- und 

Wettkampfzeiten, 
 3. Gesundheitschecks vor jeder Trainingseinheit und jedem Wettkampf, 
 4. Vorgaben für Trainings- und Wettkampfinfrastruktur, 
 5. Hygiene- und Reinigungsplan für Infrastruktur und Material, 
 6. Nachvollziehbarkeit von Kontakten im Rahmen von Trainingseinheiten und Wettkämpfen, 
 7. Regelungen zum Verhalten beim Auftreten von COVID-19-Symptomen, 
 8. bei Auswärtswettkämpfen Information der dort zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde, dass ein 

Erkrankungsfall an COVID-19 bei einem Sportler, Betreuer oder Trainer aufgetreten ist. 
Alten-, Pflege- und Behindertenheime 

§ 10. (1) Das Betreten von Alten-, Pflege- und Behindertenheimen ist untersagt. 
(2) Abs. 1 gilt nicht für 

 1. Bewohner, 
 2. Personen, die zur Versorgung der Bewohner oder zum Betrieb der Einrichtung erforderlich sind, 

einschließlich des Personals des Hilfs- und Verwaltungsbereichs, 
 3. Besuche im Rahmen der Palliativ- und Hospizbegleitung, Seelsorge sowie zur Begleitung bei 

kritischen Lebensereignissen, 
 4. einen Besucher pro Bewohner pro Woche, 
 5. zusätzlich höchstens zwei Personen pro unterstützungsbedürftigem Bewohner pro Tag, wenn 

diese regelmäßige Unterstützungs- und Betreuungsaufgaben leisten, 
 6. zusätzlich höchstens zwei Personen zur Begleitung minderjähriger Bewohner von 

Behindertenheimen pro Tag, 
 7. Bewohnervertreter gemäß Heimaufenthaltsgesetz (HeimAufG), BGBl. I Nr. 11/2004, Patienten- 

und Pflegeanwälte sowie Organe der Pflegeaufsicht zur Wahrnehmung der nach 
landesgesetzlichen Vorschriften vorgesehenen Aufgaben sowie eingerichtete Kommissionen zum 
Schutz und zur Förderung der Menschenrechte (Fakultativprotokoll zum Übereinkommen gegen 
Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe, 
BGBl. III Nr. 190/2012). 

(3) Beim Betreten von Alten-, Pflege- und Behindertenheimen gilt für Bewohner an allgemein 
zugänglichen und nicht zum Wohnbereich gehörigen Orten sowie für Besucher, Begleitpersonen und 
Mitarbeiter § 2 sinngemäß. 

(4) Der Betreiber von Alten- und Pflegeheimen darf Mitarbeiter nur einlassen, wenn diese 
durchgehend eine den Mund- und Nasenbereich abdeckende und eng anliegende mechanische 
Schutzvorrichtung und bei Kontakt mit Bewohnern durchgehend eine Atemschutzmaske der Schutzklasse 
FFP2 (FFP2-Maske) ohne Ausatemventil oder eine äquivalente bzw. einem höheren Standard 
entsprechende Maske tragen. Der Betreiber von Alten- und Pflegeheimen darf Mitarbeiter ferner nur 
einlassen, wenn spätestens alle drei Tage ein Antigen-Test auf SARS-CoV-2 oder ein 
molekularbiologischer Test auf SARS-CoV-2 durchgeführt wird, dessen Ergebnis negativ ist. Darüber ist 
ein Nachweis vorzuweisen und für die Dauer von drei Tagen bereitzuhalten. Im Fall eines positiven 
Testergebnisses kann das Einlassen abweichend davon dennoch erfolgen, wenn 
 1. jedenfalls mindestens 48 Stunden Symptomfreiheit nach abgelaufener Infektion vorliegt und 
 2. auf Grund der medizinischen Laborbefunde, insbesondere aufgrund des CT-Werts >30, davon 

ausgegangen werden kann, dass keine Ansteckungsgefahr mehr besteht. 
Stehen Tests nicht in ausreichender Zahl zur Verfügung, sind vorrangig Mitarbeiter mit Bewohnerkontakt 
zu testen. 
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(5) Der Betreiber von Alten- und Pflegeheimen darf Bewohner zur Neuaufnahme nur einlassen, 
wenn diese ein negatives Ergebnis eines Antigen-Tests auf SARS-CoV-2, dessen Abnahme nicht mehr 
als 24 Stunden zurückliegen darf, oder eines molekularbiologischen Tests auf SARS-CoV-2, dessen 
Abnahme nicht mehr als 48 Stunden zurückliegen darf, vorweisen oder entsprechende Vorkehrungen 
gemäß Abs. 10 Z 9 und 10 getroffen werden.  

(6) Der Betreiber von Alten- und Pflegeheimen hat den Bewohnern mindestens alle sieben Tage, 
sofern sie aber innerhalb dieses Zeitraums das Alten- und Pflegeheim verlassen haben, mindestens alle 
drei Tage Antigen-Tests auf SARS-CoV-2 oder molekularbiologische Tests auf SARS-CoV-2 anzubieten. 

(7) Der Betreiber von Alten- und Pflegeheimen darf Besucher und Begleitpersonen nur einlassen, 
wenn diese ein negatives Ergebnis eines Antigen-Tests auf SARS-CoV-2, dessen Abnahme nicht mehr 
als 24 Stunden zurückliegen darf, oder eines molekularbiologischen Tests auf SARS-CoV-2, dessen 
Abnahme nicht mehr als 48 Stunden zurückliegen darf, nachzuweisen. Zudem darf der Betreiber 
Besucher und Begleitpersonen nur einlassen, wenn diese während des Besuchs bzw. Aufenthalts 
durchgehend eine Atemschutzmaske der Schutzklasse FFP2 (FFP2-Maske) ohne Ausatemventil oder eine 
äquivalente bzw. einem höheren Standard entsprechende Maske tragen, sofern zwischen Bewohner und 
Besucher bzw. Begleitpersonen keine sonstige geeignete Schutzvorrichtung zur räumlichen Trennung 
vorhanden ist, die das gleiche Schutzniveau gewährleistet. Diese Anforderungen gelten auch für das 
Einlassen von nicht-medizinischen externen Dienstleistern, von Bewohnervertretern nach dem 
HeimAufG, Patienten- und Pflegeanwälten sowie Organen der Pflegeaufsicht zur Wahrnehmung der nach 
landesgesetzlichen Vorschriften vorgesehenen Aufgaben und Mitglieder von eingerichteten 
Kommissionen zum Schutz und zur Förderung der Menschenrechte (Fakultativprotokoll zum 
Übereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder 
Strafe, BGBl. III Nr. 190/2012). 

(8) Für Personen, die Bewohner regelmäßig gemäß Abs. 2 Z 3 besuchen und für Personen, die 
gemäß Abs. 2 Z 5 regelmäßige Unterstützungs- und Betreuungsaufgaben leisten, gilt Abs. 4 sinngemäß. 

(9) Die in Alten-, Pflege- und Behindertenheimen vorgesehenen Maßnahmen dürfen nicht 
unverhältnismäßig sein oder zu unzumutbaren Härtefällen führen. 

(10) Der Betreiber von Alten-, Pflege- und Behindertenheimen hat basierend auf einer Risikoanalyse 
ein dem Stand der Wissenschaft entsprechendes COVID-19-Präventionskonzept zur Minimierung des 
Infektionsrisikos auszuarbeiten und umzusetzen. Das COVID-19-Präventionskonzept hat insbesondere zu 
enthalten: 
 1. spezifische Hygienevorgaben, 
 2. Regelungen zum Verhalten bei Auftreten einer SARS-CoV-2-Infektion, 
 3. Regelungen betreffend die Verabreichung von Speisen und Getränken, 
 4. Vorgaben zur Schulung der Mitarbeiter in Bezug auf Hygienemaßnahmen sowie in Bezug auf 

berufliches und privates Risikoverhalten, verpflichtende Dokumentation der Schulung, 
 5. Vorgaben für Betretungen durch externe Dienstleister, wobei der Betreiber nicht-medizinische 

externe Dienstleister nur dann in die Einrichtung einlassen darf, wenn diese zur 
Aufrechterhaltung des Betriebs unbedingt erforderlich sind, 

 6. spezifische Regelungen für Bewohner, denen gemäß § 15 Abs. 7 die Einhaltung der Vorgaben 
nicht zugemutet werden kann, 

 7. Regelungen über ein verpflichtendes Aufklärungsgespräch für Bewohner nach einem mehr als 
zweistündigen Ausgang, 

 8. Regelungen zur Steuerung der Besuche, insbesondere Vorgaben zu Dauer der Besuche sowie 
Besuchsorten, verpflichtende Voranmeldung sowie Gesundheitschecks vor jedem Betreten der 
Einrichtung. Für Angehörige und Personen, die regelmäßige Unterstützungs- und 
Betreuungsaufgaben leisten, können abweichende, spezifische sowie situationsangepasste 
Vorgaben getroffen werden, 

 9. Vorgaben für die Abwicklung von Screeningprogrammen nach § 5a des Epidemiegesetzes 1950 
(EpiG), BGBl. Nr. 186/1950, 

 10. Regelungen über die Aufnahme und Wiederaufnahme von Bewohnern, die positiv auf SARS-
CoV-2 getestet wurden, 

 11. Regelungen über organisatorische, räumliche und personelle Vorkehrungen zur Durchführung 
von Quarantänemaßnahmen für Bewohner, 

 12. zeitliche und organisatorische Vorgaben betreffend die Testung der Bewohner gemäß Abs. 6, 
insbesondere Festlegung fixer Termine in regelmäßigen Abständen. 
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Das COVID-19-Präventionskonzept kann auch ein datenschutzkonformes System zur 
Nachvollziehbarkeit von Kontakten, wie beispielsweise ein System zur Erfassung von Anwesenheiten auf 
freiwilliger Basis der Besucher bzw. Begleitpersonen, beinhalten 

Krankenanstalten und Kuranstalten und sonstige Orte, an denen Gesundheitsdienstleistungen 
erbracht werden 

§ 11. (1) Das Betreten von Krankenanstalten und Kuranstalten ist untersagt. 
(2) Abs. 1 gilt nicht für 

 1. Patienten, 
 2. Personen, die zur Versorgung der Patienten oder zum Betrieb der Einrichtung erforderlich sind, 

einschließlich des Personals des Hilfs- und Verwaltungsbereichs, 
 3. einen Besucher pro Patient pro Woche, sofern der Patient in der Krankenanstalt oder Kuranstalt 

länger als eine Woche aufgenommen ist, 
 4. zusätzlich höchstens zwei Personen zur Begleitung oder zum Besuch minderjähriger Patienten 

pro Tag, 
 5. zusätzlich höchstens zwei Personen zur Begleitung unterstützungsbedürftiger Patienten pro Tag, 
 6. höchstens eine Person zur Begleitung bei Untersuchungen während der Schwangerschaft sowie 

vor und zu einer Entbindung und zum Besuch nach einer Entbindung, 
 7. Besuche im Rahmen der Palliativ- und Hospizbegleitung, Seelsorge sowie zur Begleitung bei 

kritischen Lebensereignissen, 
 8. Patientenanwälte nach dem Unterbringungsgesetz (UbG), BGBl. Nr. 155/1990, 

Bewohnervertreter gemäß HeimAufG, Patienten- und Pflegeanwälte zur Wahrnehmung der nach 
landesgesetzlichen Vorschriften vorgesehenen Aufgaben sowie eingerichtete Kommissionen zum 
Schutz und zur Förderung der Menschenrechte. 

(3) Beim Betreten von Krankenanstalten und Kuranstalten und sonstigen Orten, an denen 
Gesundheitsdienstleistungen erbracht werden, gilt für Besucher, Mitarbeiter und Begleitpersonen § 5 
Abs. 6 Z 3 bis 6 und § 5 Abs. 7 sinngemäß und für Gesundheits- und Pflegedienstleistungserbringer und 
deren Mitarbeiter sowie nicht-medizinische externe Dienstleister jeweils bei Patienten- und 
Besucherkontakt § 5 Abs. 6 Z 3 bis 6 und § 5 Abs. 7 sinngemäß. Darüber hinaus hat der Betreiber bzw. 
Dienstleistungserbringer unter Bedachtnahme auf die konkreten Verhältnisse durch geeignete 
Schutzmaßnahmen das Infektionsrisiko zu minimieren, soweit dies technisch möglich und zumutbar ist. 

(4) Der Betreiber einer bettenführenden Krankenanstalt und einer bettenführenden Kuranstalt darf 
Mitarbeiter nur einlassen, wenn spätestens alle sieben Tage ein Antigen-Test auf SARS-CoV-2 oder ein 
molekularbiologischer Test auf SARS-CoV-2durchgeführt wird, dessen Ergebnis negativ ist. Darüber ist 
ein Nachweis vorzuweisen und für die Dauer von sieben Tagen bereitzuhalten. Im Fall eines positiven 
Testergebnisses kann das Einlassen abweichend davon dennoch erfolgen, wenn 
 1. jedenfalls mindestens 48 Stunden Symptomfreiheit nach abgelaufener Infektion vorliegt und 
 2. auf Grund der medizinischen Laborbefunde, insbesondere aufgrund des CT-Werts >30, davon 

ausgegangen werden kann, dass keine Ansteckungsgefahr mehr besteht. 
Stehen Tests nicht in ausreichender Zahl zur Verfügung, sind vorrangig Mitarbeiter mit Patientenkontakt 
zu testen. 

(5) Darüber hinaus darf der Betreiber einer bettenführenden Krankenanstalt und einer 
bettenführenden Kuranstalt Mitarbeiter nur einlassen, wenn die Mitarbeiter bei Kontakt mit Patienten 
durchgehend eine Corona SARS-CoV-2 Pandemie Atemschutzmaske (CPA), eine Atemschutzmaske der 
Schutzklasse FFP2 (FFP2-Maske) ohne Ausatemventil oder jeweils eine äquivalente bzw. einem höheren 
Standard entsprechende Maske tragen. 

(6) Abs. 4 und 5 gilt sinngemäß für Patientenanwälte nach UbG, Bewohnervertreter gemäß 
HeimAufG, Patienten- und Pflegeanwälte und Mitglieder von eingerichteten Kommissionen zum Schutz 
und zur Förderung der Menschenrechte (Fakultativprotokoll zum Übereinkommen gegen Folter und 
andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe, BGBl. III Nr. 190/2012). 

(7) Der Betreiber einer bettenführenden Krankenanstalt und bettenführenden Kuranstalt hat 
basierend auf einer Risikoanalyse ein dem Stand der Wissenschaft entsprechendes COVID-19-
Präventionskonzept zur Minimierung des Infektionsrisikos auszuarbeiten und umzusetzen. Das COVID-
19-Präventionskonzept hat insbesondere zu enthalten: 
 1. spezifische Hygienevorgaben, 
 2. Regelungen zum Verhalten bei Auftreten einer SARS-CoV-2-Infektion, 
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 3. Regelungen betreffend die Verabreichung von Speisen und Getränken, 
 4. Vorgaben zur Schulung der Mitarbeiter in Bezug auf Hygienemaßnahmen sowie in Bezug auf 

berufliches und privates Risikoverhalten, verpflichtende Dokumentation der Schulung, 
 5. Vorgaben für Betretungen durch externe Dienstleister, 
 6. Regelungen zur Steuerung der Besuche, insbesondere Vorgaben zu maximaler Anzahl, 

Häufigkeit und Dauer der Besuche sowie Besuchsorten und Gesundheitschecks vor jedem 
Betreten der Einrichtung. Für Angehörige und Personen, die regelmäßige Unterstützungs- und 
Betreuungsaufgaben leisten, sind spezifische situationsangepasste Vorgaben zu treffen, 

 7. Vorgaben zur Teilnahme an Screeningprogrammen nach § 5a EpiG. 
Das COVID-19-Präventionskonzept kann auch ein datenschutzkonformes System zur 
Nachvollziehbarkeit von Kontakten, wie beispielsweise ein System zur Erfassung von Anwesenheiten auf 
freiwilliger Basis der Besucher bzw. Begleitpersonen, beinhalten. 

Veranstaltungen 
§ 12. (1) Das Verlassen des eigenen privaten Wohnbereichs und der Aufenthalt außerhalb des 

eigenen privaten Wohnbereichs zum Zweck der Teilnahme an Veranstaltungen ist nur für folgende 
Veranstaltungen zulässig: 
 1. unaufschiebbare berufliche Zusammenkünfte, wenn diese zur Aufrechterhaltung der beruflichen 

Tätigkeiten erforderlich sind und nicht in digitaler Form abgehalten werden können, 
 2. Versammlungen nach dem Versammlungsgesetz 1953, BGBl. Nr. 98/1953, 
 3. Veranstaltungen im Spitzensport gemäß § 13, 
 4. unaufschiebbare Zusammenkünfte von Organen politischer Parteien, sofern eine Abhaltung in 

digitaler Form nicht möglich ist, 
 5. unaufschiebbare Zusammenkünfte von statutarisch notwendigen Organen juristischer Personen, 

sofern eine Abhaltung in digitaler Form nicht möglich ist, 
 6. unaufschiebbare Zusammenkünfte gemäß dem Arbeitsverfassungsgesetz, BGBl. Nr. 22/1974, 

sofern eine Abhaltung in digitaler Form nicht möglich ist, 
 7. Begräbnisse mit höchstens 50 Personen, 
 8. Proben und künstlerische Darbietungen ohne Publikum, die zu beruflichen Zwecken erfolgen, 
 9. Zusammenkünfte zu unbedingt erforderlichen beruflichen Aus- und Fortbildungszwecken, zur 

Erfüllung von erforderlichen Integrationsmaßnahmen nach dem Integrationsgesetz, BGBl. I 
Nr. 68/2017, und zu beruflichen Abschlussprüfungen, sofern eine Abhaltung in digitaler Form 
nicht möglich ist. 

(2) Beim Betreten von Orten zum Zweck der Teilnahme an Veranstaltungen gemäß Abs. 1 Z 1, 2 
und 4 bis 7 und 9 ist gegenüber Personen, die nicht im gemeinsamen Haushalt leben, ein Abstand von 
mindestens zwei Metern einzuhalten. Zusätzlich ist bei Veranstaltungen gemäß Abs. 1 Z 1, 2, 4 bis 7 und 
9 eine den Mund- und Nasenbereich abdeckende und eng anliegende mechanische Schutzvorrichtung zu 
tragen. 

(3) Für Zusammenkünfte zu Aus- und Fortbildungszwecken sowie für Zusammenkünfte gemäß 
Abs. 1 Z 1 im Kundenbereich von Betriebsstätten gilt § 5 Abs. 6 Z 6 nicht. 

(4) Bei Proben und künstlerischen Darbietungen gemäß Abs. 1 Z 8 gelten § 6 und § 9 Abs. 3 letzter 
Satz sinngemäß. Basierend auf einer Risikoanalyse ist ein dem Stand der Wissenschaft entsprechendes 
COVID-19-Präventionskonzept zur Minimierung des Infektionsrisikos auszuarbeiten und umzusetzen. 
Zudem ist ein COVID-19-Beauftragter zu bestellen. Das COVID-19-Präventionskonzept hat 
insbesondere zu enthalten: 
 1. spezifische Hygienevorgaben, 
 2. Regelungen zum Verhalten bei Auftreten einer SARS-CoV-2-Infektion, 
 3. Regelungen betreffend die Nutzung sanitärer Einrichtungen, 
 4. Regelungen zur Steuerung des Teilnehmeraufkommens, 
 5. Vorgaben zur Schulung der Teilnehmer in Bezug auf Hygienemaßnahmen. 
Das COVID-19-Präventionskonzept kann auch ein datenschutzkonformes System zur 
Nachvollziehbarkeit von Kontakten, wie beispielsweise ein System zur Erfassung von Anwesenheiten auf 
freiwilliger Basis der Teilnehmer von Proben oder künstlerischen Darbietungen, beinhalten. 

(5) Bei Zusammenkünften gemäß Abs. 1 Z 9 darf der Mindestabstand von zwei Metern zwischen 
Personen, die nicht im gemeinsamen Haushalt leben, ausnahmsweise unterschritten werden, wenn durch 
sonstige geeignete Schutzmaßnahmen das Infektionsrisiko minimiert werden kann. 
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(6) Kann bei Zusammenkünften gemäß Abs. 1 Z 9 auf Grund der Eigenart der Aus- oder Fortbildung 
oder der Integrationsmaßnahme von Personen das Tragen einer den Mund- und Nasenbereich 
abdeckenden und eng anliegende mechanische Schutzvorrichtung nicht eingehalten werden, ist durch 
sonstige geeignete Schutzmaßnahmen das Infektionsrisiko zu minimieren. 

Sportveranstaltungen im Spitzensport 
§ 13. (1) Veranstaltungen, bei denen ausschließlich Spitzensportler gemäß § 3 Z 6 BSFG 2017 Sport 

ausüben, sind in geschlossenen Räumen mit bis zu 100 und im Freiluftbereich mit bis zu 200 Sportlern 
zuzüglich der Trainer, Betreuer und sonstigen Personen, die für die Durchführung der Veranstaltung 
erforderlich sind, zulässig. Der Veranstalter hat für diese Personen basierend auf einer Risikoanalyse ein 
dem Stand der Wissenschaft entsprechendes COVID-19-Präventionskonzept zur Minimierung des 
Infektionsrisikos auszuarbeiten und umzusetzen. 

(2) Das COVID-19-Präventionskonzept gemäß Abs. 1 hat bei Mannschaftssportarten oder bei 
Sportarten, bei deren sportartspezifischer Ausübung es zu Körperkontakt kommt, dem § 9 Abs. 4 zu 
entsprechen. Für Individualsportarten hat das COVID-19-Präventionskonzept insbesondere zu enthalten: 
 1. Vorgaben zur Schulung der teilnehmenden Sportler, Betreuer und Trainer in Hygiene, 

Verpflichtung zum Führen von Aufzeichnungen zum Gesundheitszustand, 
 2. Verhaltensregeln von Sportlern, Betreuern und Trainern außerhalb der Trainings- und 

Wettkampfzeiten, 
 3. Gesundheitschecks vor jeder Trainingseinheit und jedem Wettkampf, 
 4. Regelungen zur Steuerung der Ströme der teilnehmenden Sportler, Betreuer und Trainer, 
 5. Regelungen betreffend die Nutzung sanitärer Einrichtungen, 
 6. Hygiene- und Reinigungsplan für Infrastruktur und Material, 
 7. Nachvollziehbarkeit von Kontakten im Rahmen von Trainingseinheiten und Wettkämpfen, 
 8. Regelungen zum Verhalten bei Auftreten einer SARS-CoV-2-Infektion. 

(3) Durch ärztliche Betreuung und durch COVID-19-Testungen der Sportler, Betreuer und Trainer 
ist darauf hinzuwirken, dass das Infektionsrisiko minimiert wird. Für Betreuer, Trainer und sonstige 
Personen, die zur Durchführung der Veranstaltung erforderlich sind, gilt zudem § 6 sinngemäß, für die 
Sportler § 9 sinngemäß. 

Betreten 
§ 14. Als Betreten im Sinne dieser Verordnung gilt auch das Verweilen (§ 1 Abs. 2 des COVID-19-

Maßnahmengesetzes [COVID-19-MG], BGBl. I Nr. 12/2020). 
Ausnahmen 

§ 15. (1) Diese Verordnung gilt – mit Ausnahme von § 6 Abs. 4 Z 1 und 2 – nicht für 
 1. Elementare Bildungseinrichtungen, Schulen gemäß dem Schulorganisationsgesetz, BGBl. 

Nr. 242/1962, Art. V Z 2 der 5. SchOG-Novelle, BGBl. Nr. 323/1975, und dem 
Privatschulgesetz, BGBl. Nr. 244/1962, land- und forstwirtschaftliche Schulen, die regelmäßige 
Nutzung von Sportstätten im Rahmen des Regelunterrichts und Einrichtungen zur 
außerschulischen Kinderbetreuung, 

 2. Universitäten gemäß dem Universitätsgesetz 2002, BGBl. I Nr. 120/2002, und dem 
Privatuniversitätengesetz, BGBl. I Nr. 74/2011, Fachhochschulen gemäß dem Fachhochschul-
Studiengesetz, BGBl. Nr. 340/1993, und Pädagogische Hochschulen gemäß dem 
Hochschulgesetz 2005, BGBl. I Nr. 30/2006, einschließlich der Bibliotheken dieser 
Einrichtungen, 

 3. Tätigkeiten im Wirkungsbereich der Organe der Gesetzgebung und Vollziehung mit Ausnahme 
des Parteienverkehrs in Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichten, sofern keine 
anderslautenden Regelungen im Bereich der Hausordnung bestehen, 

 4. Veranstaltungen zur Religionsausübung. 
(2) Beschränkungen gemäß § 1, Betretungsverbote sowie Bedingungen und Auflagen nach dieser 

Verordnung gelten nicht 
 1. zur Abwendung einer unmittelbaren Gefahr für Leib, Leben und Eigentum oder 
 2. zur Wahrnehmung der Aufsicht über minderjährige Kinder. 

(3) Die Pflicht zum Tragen einer Atemschutzmaske der Schutzklasse FFP2 (FFP2-Maske) ohne 
Ausatemventil oder jeweils einer äquivalenten bzw. einem höheren Standard entsprechenden Maske oder 
einer den Mund- und Nasenbereich abdeckenden und eng anliegenden mechanischen Schutzvorrichtung 
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gilt nicht während der Konsumation von Speisen und Getränken und für gehörlose und schwer 
hörbehinderte Personen sowie deren Kommunikationspartner während der Kommunikation. 

(4) Die Pflicht zum Tragen einer Atemschutzmaske der Schutzklasse FFP2 (FFP2-Maske) ohne 
Ausatemventil oder jeweils einer äquivalenten bzw. einem höheren Standard entsprechenden Maske oder 
einer den Mund- und Nasenbereich abdeckenden und eng anliegenden mechanischen Schutzvorrichtung 
gilt nicht für Kinder bis zum vollendeten sechsten Lebensjahr; Kinder ab dem vollendeten sechsten bis 
zum vollendeten 14. Lebensjahr dürfen auch eine den Mund- und Nasenbereich abdeckende und eng 
anliegende mechanische Schutzvorrichtung tragen. 

(5) Die Pflicht zum Tragen einer Atemschutzmaske der Schutzklasse FFP2 (FFP2-Maske) ohne 
Ausatemventil oder jeweils einer äquivalenten bzw. einem höheren Standard entsprechenden Maske gilt 
nicht für Personen, denen dies aus gesundheitlichen Gründen nicht zugemutet werden kann. In diesem 
Fall darf auch eine den Mund- und Nasenbereich abdeckende und eng anliegende mechanische 
Schutzvorrichtung getragen werden. Sofern den Personen auch dies aus gesundheitlichen Gründen nicht 
zugemutet werden, darf auch eine nicht eng anliegende, aber den Mund- und Nasenbereich vollständig 
abdeckende mechanische Schutzvorrichtung getragen werden. Eine vollständige Abdeckung liegt vor, 
wenn die nicht eng anliegende Schutzvorrichtung bis zu den Ohren und deutlich unter das Kinn reicht. 
Sofern den Personen auch dies aus gesundheitlichen Gründen nicht zugemutet werden kann, gilt die 
Pflicht zum Tragen einer den Mund- und Nasenbereich abdeckenden mechanischen Schutzvorrichtung 
nicht. 

(6) Die Pflicht zum Tragen einer Atemschutzmaske der Schutzklasse FFP2 (FFP2-Maske) ohne 
Ausatemventil, oder jeweils einer äquivalenten bzw. einem höheren Standard entsprechenden Maske, gilt 
nicht für Schwangere. Stattdessen ist eine den den Mund- und Nasenbereich abdeckende und eng 
anliegende mechanische Schutzvorrichtung zu tragen. 

(7) Die Pflicht zum Tragen einer Atemschutzmaske der Schutzklasse FFP2 (FFP2-Maske) ohne 
Ausatemventil, oder jeweils einer äquivalenten bzw. einem höheren Standard entsprechenden Maske, gilt 
nicht, wenn diese in einer der verpflichteten Person zumutbaren Weise nicht erworben werden kann. In 
diesem Fall ist zumindest eine den Mund- und Nasenbereich abdeckende und eng anliegende 
mechanische Schutzvorrichtung zu tragen. 

(8) Die Pflicht zur Einhaltung des Mindestabstandes nach dieser Verordnung gilt nicht 
 1. sofern zwischen den Personen geeignete Schutzvorrichtungen zur räumlichen Trennung 

vorhanden sind, 
 2. innerhalb des geschlossenen Klassen- oder Gruppenverbands von Einrichtungen gemäß Abs. 1 

Z 1, 
 3. zwischen Menschen mit Behinderungen und deren Begleitpersonen, die persönliche Assistenz- 

oder Betreuungsleistungen erbringen, 
 4. wenn dies die Vornahme religiöser Handlungen erfordert, 
 5. in Luftfahrzeugen, die als Massenbeförderungsmittel gelten, 
 6. unter Wasser, 
 7. bei der Ausübung von Sport für erforderliche Sicherungs- und Hilfeleistungen, 
 8. zwischen Personen, die zeitweise gemeinsam in einem Haushalt leben, 
 9. zur Betreuung und Hilfeleistung von unterstützungsbedürftigen Personen, 
 10. wenn dies aufgrund der örtlichen Gegebenheiten ausnahmsweise kurzfristig nicht möglich ist, 

und 
 11. beim Aufenthalt im Freien gegenüber Personen gemäß § 1 Abs. 1 Z 3 lit. a. 

(9) Die Pflicht zur Einhaltung des Abstandes gemäß § 5 Abs. 9 Z 2 gilt nicht, wenn dies zur 
Ausübung der Verwaltungstätigkeit in Ausübung des Parteienverkehrs erforderlich ist. 

(10) § 10 Abs. 3 gilt nicht für Bewohner, denen es aus gesundheitlichen oder 
behinderungsspezifischen Gründen, insbesondere wegen dementieller Beeinträchtigung, nicht zugemutet 
werden kann, die Vorgaben einzuhalten. 

(11) Einem Nachweis über ein negatives Testergebnis auf SARS-CoV-2 sind eine ärztliche 
Bestätigung über eine in den letzten sechs Monaten vor der vorgesehenen Testung erfolgte und zu diesem 
Zeitpunkt aktuell abgelaufene Infektion oder ein Nachweis über neutralisierende Antikörper für einen 
Zeitraum von sechs Monaten gleichzuhalten. 

Glaubhaftmachung 
§ 16. (1) Das Vorliegen der Voraussetzungen gemäß § 1, § 12 und § 15 ist auf Verlangen gegenüber 
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1. Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes,
2. Behörden und Verwaltungsgerichten bei Parteienverkehr und Amtshandlungen sowie
3. Inhabern einer Betriebsstätte oder eines Arbeitsortes sowie Betreibern eines Verkehrsmittels zur

Wahrnehmung ihrer Pflicht gemäß § 8 Abs. 4 COVID-19-MG,
glaubhaft zu machen. 

(2) Der Ausnahmegrund des § 15 Abs. 3, wonach aus gesundheitlichen Gründen das Tragen einer
Atemschutzmaske der Schutzklasse FFP2 (FFP2-Maske) ohne Ausatemventil, oder jeweils einer 
äquivalenten bzw. einem höheren Standard entsprechenden Maske oder den Mund- und Nasenbereich 
abdeckenden mechanischen Schutzvorrichtung nicht zugemutet werden kann, ist durch eine von einem in 
Österreich zur selbstständigen Berufsausübung berechtigten Arzt ausgestellte Bestätigung nachzuweisen. 

(3) Wurde das Vorliegen eines Ausnahmegrundes gemäß Abs. 1 Z 3 glaubhaft gemacht, ist der
Inhaber der Betriebsstätte oder des Arbeitsortes sowie der Betreiber eines Verkehrsmittels seiner Pflicht 
gemäß § 8 Abs. 4 des COVID-19-MG nachgekommen. 

Datenverarbeitung 
§ 17. Sofern in dieser Verordnung ein Nachweis über eine epidemiologisch geringe Gefahr

vorgesehen ist, ist der Inhaber einer Betriebsstätte, der Verantwortliche für einen bestimmten Ort oder ein 
Veranstalter zur Ermittlung folgender personenbezogener Daten der betroffenen Person ermächtigt: 

1. Name,
2. Geburtsdatum,
3. Gültigkeitsdauer des Nachweises und
4. Barcode bzw. QR-Code.

Darüber hinaus ist er berechtigt, Daten zur Identitätsfeststellung zu ermitteln. Eine Aufbewahrung dieser 
personenbezogenen Daten ist unzulässig. 

Grundsätze bei der Mitwirkung nach § 6 COVID-19-MG und § 28a EpiG 
§ 18. Im Rahmen der Mitwirkung nach § 6 COVID-19-MG und § 28a EpiG haben die Organe des

öffentlichen Sicherheitsdienstes von Maßnahmen gegen Personen, die gegen eine Verhaltens- oder 
Unterlassungspflicht nach dieser Verordnung verstoßen, abzusehen, wenn der gesetzmäßige Zustand 
durch gelindere Mittel hergestellt werden kann oder diese Maßnahmen nicht verhältnismäßig wären. Die 
Entscheidung, ob von einer Maßnahme gemäß dem ersten Satz abzusehen ist, ist auf Grundlage der 
epidemiologischen Gefahrensituation im Zusammenhang mit COVID-19, insbesondere anhand von den 
örtlich zuständigen Gesundheitsbehörden zur Verfügung gestellten Informationen, zu treffen. 

ArbeitnehmerInnenschutz, Bundesbedienstetenschutz und Mutterschutz 
§ 19. Durch diese Verordnung werden das ArbeitnehmerInnenschutzgesetz, BGBl. Nr. 450/1994,

das Bundes-Bedienstetenschutzgesetz, BGBl. I Nr. 70/1999, und das Mutterschutzgesetz 1979, BGBl. 
Nr. 221/1979, nicht berührt. 

Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen 
§ 20. Diese Verordnung tritt mit 25. Jänner 2021 in Kraft und mit Ablauf des 3. Februar 2021 außer

Kraft. 

Anschober 
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